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80. Sitzung 

Bonn, den 15. März 1978 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die Sit-
zung ist eröffnet. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 
13. März 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Eyrich, 
Berger (Herne), Broll, Franke, Dr. Häfele, Dr. Laufs, Schwarz, 
Spranger,. Regenspurger, Biehle, Volmer und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Folgerungen aus der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts über die Dienstbezüge kinderreicher Beam-
ter, Richter und Soldaten — Drucksache 8/1538 — beantwortet. 
Sein Schreiben wird als Drucksache 8/1624 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
13. März 1978 im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Eyrich, 
Spranger, Erhard (Bad Schwalbach), Schwarz, Dr. Wittmann 
(München), Dr. Jentsch (Wiesbaden), Gerster (Mainz), Glos und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Anerkennung der Gemein-
nützigkeit von Organisationen mit verfassungsfeindlicher Ziel-
setzung — Drucksache 8/1548 — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 8/1630 verteilt. 

Die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein hat am 28. Fe-
bruar 1978 gemäß den §§ 6 und 9 des Gesetzes über das Brannt-
weinmonopol den 

Geschäftsbericht der Bundesmonopolverwaltung für Brannt-
wein sowie die Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung der 
Verwertungsstelle für das Geschäftsjahr 1976/77 (1. Oktober 
1976 bis 30. September 1977) 

übersandt. Der Bericht wird als Drucksache 8/1620 verteilt. 

Die in Drucksache 8/1608 unter Nr. 3 aufgeführte EG-Vorlage 
Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
an den Rat betr. das wirtschafts- und währungspolitische 
Aktionsprogramm 1978 

wird als Drucksache 8/1619 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit 
Schreiben vom 23. Februar 1978 mitgeteilt, daß der Ausschuß 
die nachstehenden Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Entwurf der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
für das vierte Programm für die mittelfristige Wirtschafts-
politik (Drucksache 7/5851) 
Vorschlag eines Jahresberichtes über die Wirtschaftslage der 
Gemeinschaft (Drucksache 8/1203) 
Empfehlung der Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten für eine Verordnung (EWG) des Rates über das System 
zur Stabilisierung der Erlöse aus der Ausfuhr bestimmter 
Grundstoffe zugunsten der AKP-Staaten und der mit der 
Gemeinschaft assoziierten überseeischen Länder und Gebiete 
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 158/76 (Druck-
sache 8/1019) 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
24. Februar 1978 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende 
Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durch-
führung der Beschlüsse Nr. 2/77 und 3/77 des durch das 
Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Republik Osterreich zur Anwendung der Be-
stimmungen über_ das gemeinschaftliche Versandverfahren 
eingesetzten Gemischten Ausschusses 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durch-
führung der Beschlüsse Nr. 2/77 und 3/77 des durch das Ab-
kommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Anwendung 
der Bestimmungen über das gemeinschaftliche Versandver-
fahren eingesetzten Gemischten Ausschusses (Drucksache 
8/1435 Nr. 56) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 9. März 1978 mitge-
teilt, daß der Ausschuß von den nachstehenden Vorlagen Kennt-
nis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Fest-
setzung der repräsentativen Umrechnungskurse in der Land-
wirtschaft (Drucksache 8/1201) 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1111/77 zur Einführung gemein-
samer Vorschriften für Isoglukose (Drucksache 8/1278) 
Mitteilung der Kommission an den Rat betreffend die Pro-
bleme der Heringsfischerei in der Nordsee und in der Kel-
tischen See 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur -Fest-
legung besonderer Beihilfemaßnahmen für die Herings-
fischerei in der Nordsee und der Keltischen See (Drucksache 
8/1279) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat am 15. Februar 1978 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nach-
stehende Vorlage zustimmend zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Führersitz 
von land- und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern 
(Drucksache 8/800) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat mit Schreiben vom 8. März 1978 mitgeteilt, daß 
der Ausschuß die nachstehenden Vorlagen zur Kenntnis genom-
men  hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die un

-

mittelbare Zusammenarbeit der von den Mitgliedstaaten mit 
der Überwachung der Einhaltung der gemeinschaftlichen und 
einzelstaatlichen Bestimmungen auf dem Weinsektor beauf-
tragten Stellen (Drucksache 8/249) 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur ersten Änderung 
der Richtlinie 74/329/EWG zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten für Emulgatoren, Stabilisatoren, 
Verdickungs- und Geliermittel, die in Lebensmitteln verwen-
det werden dürfen (Drucksache 8/774) 
Vorschlag. einer Richtlinie des Rates zur Festlegung spezifi-
scher Reinheitskriterien für Emulgatoren, Stabilisatoren, Ver-
dickcungs- und Geliermittel, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen (Drucksache 8/827) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mit Schreiben vom 8. März 1978 mitgeteilt, daß die 
nachstehenden Vorlagen bereits verkündet und in Kraft getreten 
sind und der Ausschuß deshalb von einer Beratung abgesehen 
hat: 

Richtlinie des Rates zur sechsten Änderung der Richtlinie 
vom 23. Oktober 1962 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für färbende Stoffe, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen (Drucksache 8/1435 Nr. 44) 
Richtlinie des Rates zur zweiten Änderung der Richtlinie 
70/357/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten für Stoffe mit antioxydierender Wirkung, die in 
Lebensmitteln verwendet werden dürfen (Drucksache 8/1435 
Nr. 45) 
Richtlinie des Rates zur dreizehnten Änderung der Richtlinie 
64/54/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten für konservierende Stoffe, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen (Drucksache 8/1435 Nr. 46) 
Verordnung (EWG) des Rates zur vierten Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1876/74 über den Zusatz von Alkohol 
zu Erzeugnissen des Weinsektors (Drucksache 8/1435 Nr. 47). 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mit Schreiben vom 9. März 1978 mitgeteilt, daß 
der Ausschuß gegen die nachstehenden, bereits verkündeten 
Vorlagen keine Bedenken erhoben hat: 

Richtlinie des Rates zur Verlängerung der Geltungsdauer der 
Ausnahmeregelung in bezug auf Brucellose und Tuberkulose, 
die Dänemark, Irland und dem Vereinigten Königreich ge-
währt wurde (Drucksache 8/828) 
Verordnung des Rates zur Durchführung einer Erhebung über 
die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe im Jahre 1979 
(Drucksache 8/839) 
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Verordnung des Rates über die in der Agrarstrukturpolitik 
anzuwendenden Umrechnungskurse (Drucksache 8/1261) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Auslö-
sungspreise für Tafelwein für die Zeit vom 16. Dezember 
1977 bis 15. Dezember 1978 (Drucksache 8/1280) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Orientie-
rungspreise für die in Anhang I Abschnitt A und C der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 100/76 aufgeführten Fischereierzeugnisse 
für das Fischwirtschaftsjahr 1978 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Orientie-
rungspreise für die in Anhang II der Verordnung (EWG) 
Nr. 100/76 aufgeführten Fischereierzeugnisse für das Fisch-
wirtschaftsjahr 1978 
Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Interven-
tionspreise für frische oder gekühlte Sardinen und Sardellen 
für das Fischwirtschaftsjahr 1978 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des gemein-
schaftlichen Produktionspreises für Thunfische, die für die 
Konservenindustrie bestimmt sind, für das Fischwirtschafts-
jahr 1978 (Drucksache 8/1284) 
Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung von Übergangs

-

maßnahmen zur Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischbe-
stände gegenüber Schiffen, welche die Flagge der UdSSR 
führen (Drudcsache 8/1299) 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksachen 8/1612, 8/1625 — 

Es sind zwei Dringliche Fragen für die heutige 
Fragestunde zugelassen worden. 

Ich -  rufe zunächst den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Wirtschaft auf. 

Der Herr Abgeordnete Sauer (Salzgitter) hat fol-
gende Dringliche Frage eingereicht: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die DDR-Behörden 
auf der diesjährigen Leipziger Frühjahrsmesse von Ausstel-
lungsfirmen aus Berlin (West) verlangt haben, die an ihren 
Ständen angebrachten D-Schilder zu entfernen, und was hat die 
Bundesregierung gegebenenfalls unternommen oder wird sie 
unternehmen, um dieser Diskriminierung entgegenzutreten und 
weitere Diskriminierungen während der noch bis 19. März 1978 
andauernden Messe zu verhindern? 

Zur Beantwortung steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Grüner zur Verfügung. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, noch vor der Reise von 
Herrn Dr. Rohwedder nach Leipzig sind Schritte un-
ternommen worden mit dem Ergebnis, daß die An-
gelegenheit bereinigt wurde und das Messeklima 
nicht weiter belastet worden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, hat die Bundesregierung nicht noch vor weni-
gen Wochen — kann man sagen — in der Lage-
beurteilung des deutsch-deutschen Verhältnisses 
doch eine quasi Gesundbeterei praktiziert, als sie 
nach den Gesprächen des Herrn Bundesministers 
Wischnewski als dem persönlichen Beauftragten des 
Bundeskanzlers am 28. Januar in Ost-Berlin mit den 
Zentralkomiteemitgliedern Herrn Axen, Fischer und 
Prof. Heber erklärt hat, daß die Gespräche eine be-
reinigte Atmoshpäre geschaffen hätten, daß die Ge-
spräche gezeigt hätten, daß — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Zusatzfragen müssen knapp sein. Der Herr 
Staatssekretär .wird ja wohl auch wissen, was die 
Bundesregierung dazu erklärt hat. Bitte: 

Grüner, Parl. Staatssekretär: An der Lagebeurtei-
lung durch die Bundesregierung hat sich nichts ge-
ändert. Es kann keine Rede davon sein, daß hier 
etwa Gesundbeterei betrieben worden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Schikanen, die in Leipzig oder auch an der Grenze 
zur Zeit praktiziert werden, Entscheidungen der ört-
lichen Funktionäre sind? Oder glaubt die Bundes

-

regierung, Anhaltspunkte dafür zu haben, daß die 
Entscheidungen auch von anderen Stellen aus ge-
troffen worden sein könnten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich möchte dazu 
keine Meinungsäußerung abgeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie dem Haus mitteilen, wie die Bereini-
gung aussieht, von der Sie in Ihrer Antwort spra-
chen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das möchte ich nicht 
tun, vor allem im Interesse der Firmen, die dort 
ausstellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
den Geschäftsbereich des Bundesministers für inner-
deutsche Beziehungen auf. 

Der Herr Abgeordnete Schmöle hat folgende 
Dringliche Frage eingereicht: 

Wel che Schritte hat die Bundesregierung unternommen oder 
welche wird sie unternehmen, um den zurückgewiesenen Deut-
schen doch noch einen Besuch der Leipziger Frühjahrsmesse zu 
ermöglichen? 

Zur Beantwortung steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Höhmann zur Verfügung. 

Höhmann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat grundsätzlich gegenüber 
der DDR-Regierung dagegen protestiert, daß Deut-
sche bei einem beabsichtigten Besuch der Leipziger 
Messe an der Grenze von DDR-Organen zurückge-
wiesen worden sind. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung in je-
dem Einzelfall bei der DDR-Regierung intervenie-
ren. Jedoch setzt dies eine Rückfrage bei den Betrof-
fenen voraus. Die DDR-Regierung benötigt zur 
Überprüfung der Einzelfälle erfahrungsgemäß eine 
längere Bearbeitungszeit, so daß es kaum möglich 
sein wird, den Zurückgewiesenen doch noch einen 
Besuch der Leipziger Frühjahrsmesse. zu ermög-
lichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 
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Schmöle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat die 
DDR die Zurückweisung begründet, und, gegebenen-
falls, wie? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, ich hatte gerade erklärt, daß wir in Einzelfällen 
dann intervenieren, wenn diejenigen, die es betrifft, 
mit dieser Intervention einverstanden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Schmöle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, was hat 
gegebenenfalls Staatssekretär Rohwedder, der sich 
ja in Leipzig aufgehalten hat, unternommen, um hier 
tätig zu werden? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, die Bundesregierung interveniert auf den We-
gen und über die Institutionen, die dafür eingerich-
tet sind, nämlich über die Ständigen Vertretungen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
groß ist denn die Zahl der Zurückgewiesenen? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Es sind 73 Zurück-
gewiesene, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß es sich bei den Zurück-
weisungen konzentriert um Personen handelt, die 
entweder früher in der DDR gewohnt haben oder 
deren Angehörige dort leben und sich um Familien-
zusammenführung bemühen? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, wir bemühen uns im Augenblick, bei den Be-
troffenen durch Rückfragen festzustellen, welche 
Gründe es gewesen sein können. Wir sind mit die-
ser Überprüfung noch nicht fertig. Wenn sie statt-
gefunden hat, werde ich Sie gern davon unterrich-
ten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) . 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die 
Zurückweisung einer derart großen Zahl von Be-
suchern der Leipziger Messe durch die DDR-Behör-
den in eklatantem Widerspruch zu der Erklärung 
steht, die ja auch von Vertretern der DDR in der 
vergangenen Woche in Belgrad unterzeichnet wor-
den ist, daß man alle Bestimmungen der KSZE-
Schlußakte voll einhalten wolle? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, ich muß den Herrn Staatssekretär darauf 
aufmerksam machen, daß der unmittelbare Zusam-
menhang mit der Frage nicht gegeben ist. Aber ich 
überlasse es Ihnen, Herr Staatssekretär, ob und in-
wieweit Sie antworten. 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
will das gern beantworten; denn bei Durchsicht mei-
ner Bücher habe ich festgestellt, daß solche Fragen 
alle Jahre wieder kommen. Ich habe hier eine Ant-
wort aus der 44. Sitzung des Bundestages vom 
29. September 1977, auf die ich verweisen möchte. 
Damals hat es ähnliche Vorfälle gegeben. Allerdings 
war die Zahl der Zurückgewiesenen größer. Ich bin, 
wie gesagt, der Meinung, daß erst nach Untersu-
chung der jeweiligen Einzelfälle festgestellt werden 
kann, was der Grund der Zurückweisung gewesen 
ist und man dann erst wird feststellen können, ob 
das den unterzeichneten Abkommen von Helsinki 
oder den Abschlußpapieren von Belgrad wider-
spricht oder nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
danke den beiden Herren Staatssekretären für die 
Beantwortung. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Sperling zur Ver-
fügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Möller auf. Der Herr Fragesteller bittet um schrift-
liche Beantwortung. Dem wird entsprochen. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 31 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jahn (Münster) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß gemeinnützige Woh-
nungsunternehmen nicht in der Lage sind, für 1977 Gewinnver-
teilungsbeschlüsse zu fassen, weil unklar ist, ob bei steuer-
pflichtigen Anteilseignern die anrechenbare Körperschaftsteuer 
ein sonstiger Vermögensvorteil im Sinne von § 9 des Woh-
nungsgemeinnüfzigkeitsgesetzes ist und diese Unternehmen — 
bei Ausschüttung von 4 v. H. Bardividende — mit dem Verlust 
der Gemeinnützigkeit rechnen müssen, und welche Möglich-
keiten sieht die Bundesregierung für eine Lösung dieser Frage, 
und wann ist mit einer Entscheidung zu rechnen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Jahn, das Problem ist bekannt. Aber 
es kann nicht durch eine Entscheidung der Bundes-
regierung gelöst werden, weil die obersten Landes-
behörden für die Aufsicht über die gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen zuständig sind. Diese müs-
sen sich mit der Frage befassen, ob das Körper-
schaftsteuer -Anrechnungsguthaben ein „sonstiger 
Vermögensvorteil" im Sinne des § 9 des Woh-
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes ist. 

Wir haben uns jedoch bemüht, eine einheitliche 
Interpretation der Vorschrift zu erreichen. Der Ver-
treter des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtetag hat das Problem der Fach-
kommission der Arbeitsgemeinschaft der für das 
Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen 
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Parl. Staatssekretär Dr. Sperling 
Minister der Länder vorgetragen. Diese Arbeitsge-
meinschaft hat das Problem behandelt. Eine ein-
heitliche Meinung besteht jedoch nicht. 

Im Hinblick auf die gegebenen Zuständigkeiten und 
die uneinheitliche Würdigung der Rechtslage kön-
nen wir nur empfehlen, das Anrechnungsguthaben 
vorsorglich als einen sonstigen Vermögensvorteil 
anzusehen. Eine entsprechende Empfehlung hat der 
Vorstand des Gesamtverbandes gemeinnütziger 
Wohnungsunternehmen seinen Mitgliedern gege-
ben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, bei der Zähigkeit, mit der Sie das Problem 
in der Fragestunde verfolgen: Zusatzfrage. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, habe ich Sie richtig verstanden, daß nach der 
derzeitigen Rechtslage in den von mir aufgezeigten 
Fällen mit dem Verlust der Gemeinnützigkeit ge-
rechnet werden muß? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Dies scheint 
nach der gegebenen Rechtslage so zu sein. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist — wenn Sie dies so erklären — die Bundes-
regierung denn bereit, bei den zuständigen Gremien 
auf eine Änderung hinzuwirken? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
dies werden wir zu prüfen haben. Aber vielleicht 
läßt sich das durch eine andere Interpretation der 
Rechtslage ohnedies bewerkstelligen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Vielen 
Dank, Herr Staatssekretär. Damit sind die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau beantwor-
tet. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Bildung und Wissenschaft. 

Der Herr Abgeordnete Eimer (Fürth) hat um 
schriftliche Beantwortung der von ihm eingereich-
ten Fragen 2 und 3 gebeten. Dem wird entsprochen. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
minister der Justiz. 

Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schwencke (Nienburg) auf. Der Fragesteller hat um 
schriftliche Beantwortung gebeten. Dem wird ent-
sprochen. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Nunmehr kommen wir zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Brück zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 30 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) auf: 

Trifft die Information aus „Bonn intern" vorn 6. März 1978, 
Nr. 5, zu, daß einem Frankfurter Forschungsinstitut von der 
Bundesregierung eine größere Summe zugewiesen wurde mit 
der Auflage oder Empfehlung, dem „Expräsidenten der schlag-
zeilenträchtigen HeLaBa" (Hessische Landesbank) und jetzt ar-
beitslosen Dr. Wilhelm Hankel die Durchführung eines For-
schungsauftrags zu übertragen? 

Brück, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kollege 
Kunz, die Information trifft nicht zu. Das Institut für 
ländliche Strukturforschung an der Universität 
Frankfurt hat jedoch auf Grund eines Werkvertra-
ges — mit einem Höchstpreis von 60 000 DM — 
einen Forschungsauftrag des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit erhalten. Nach 
Auskunft des beauftragten Instituts wirkte Professor 
Hankel, der seit vielen Jahren Mitarbeiter dieses 
Institutes ist, an der Forschungsaufgabe mit. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Ist der Bundesre-
gierung bekannt, wie hoch die finanzielle Entschädi-
gung ist, die der Exbankpräsident Hankel für seine 
Tätigkeit in diesem Institut bezieht? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Nein, dies ist mir 
nicht bekannt. Die Verantwortung für diesen For-
schungsauftrag trägt der Leiter dieses Instituts, Herr 
Professor Priebe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Weitere 
Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, hat ein Mitglied dieser Bundesregierung, einer 
früheren Bundesregierung oder einer Partei derart 
Einfluß genommen, daß der Exbankpräsident Hankel 
bei diesem Auftrag, der von der Bundesregierung 
finanziert wird, mitarbeiten darf? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege 
Kunz. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Danke!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen auf. Nach den mir 
vorliegenden Unterlagen hat der Herr Abgeordnete 
Wohlrabe für die von ihm eingereichte Frage 50 
um schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Innern auf. Zur Beantwortung der 
eingereichten Fragen steht der Herr Parlamenta-
rische Staatssekretär von Schoeler zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 4 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wernitz auf: 

Sind die derzeitigen Rechtsgrundlagen für den Datenaustausch 
der Meldebehörden mit zahlreichen anderen Stellen hinsichtlich 
Art und Umfang der Daten ausreichend, oder ist angesichts 
der teils vorhandenen, teils entstehenden kommunalen und 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
staatlichen Informationssysteme eine Verrechtlichung der Grund-
lagen des Verwaltungsvollzugs dringend geboten? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege, das Melderecht in 
der Bundesrepublik Deutschland ist bisher aus-
schließlich landesgesetzlich geregelt. Die aus den 
Jahren 1959/60 stammenden Meldegesetze der Län-
der enthalten keine Vorschriften über den Daten-
austausch der Meldebehörden mit anderen öffent-
lichen Stellen. Das gleiche gilt im übrigen auch für 
die Erteilung von Auskünften aus den Melderegi-
stern an Dritte. 

Bisher ist es den Verwaltungsbehörden überlas-
sen, den Datenbedarf der Meldebehörden festzu-
legen. Mit dem Bundesmeldegesetz soll dieser Da-
tenbedarf künftig gesetzlich festgelegt werden. 
Auch eine Änderung der in den Meldebehörden zu 
verwaltenden Daten bedürfte dann eines Gesetzes. 

Die naturgemäß voneinander abweichenden Be-
stimmungen der Länder über die Datenübermittlung 
nehmen zur Zeit in Kauf, daß die empfangenden 
Stellen auch von Personendaten Kenntnis erhalten, 
etwa durch Übersendung der kompletten Familien-
meldescheine, die sie nicht zur Erfüllung der in 
ihre Zuständigkeit fallenden öffentlichen Aufgaben 
benötigen. Auch wenn Landesdatenschutzgesetze 
das Meldewesen mit umfassen, besteht die Notwen-
digkeit, bereichsspezifische Datenschutzregelungen 
für das Meldewesen zu schaffen. 

Nicht zuletzt dies hat mein Haus bewogen, den 
Entwurf eines Gesetzes über das Meldewesen zu er-
arbeiten, mit dem im Rahmen der dem Bund nach 
Art. 75 GG zustehenden Regelungsbefugnis der Ver-
such unternommen wird, die schutzwürdigen Be-
lange des Bürgers im Einwohnermeldewesen wirk-
samer als bisher zu sichern. Dies entspricht einer 
seit Jahren zuletzt von der Innenministerkonferenz 
am 17./18. März 1977 erhobenen Forderung der Län-
der, die bei einer fehlenden bundeseinheitlichen 
Regelung ein später nicht mehr abstimmbares Aus-
einanderlaufen der Entwicklung auf .dem Gebiete 
des Einwohnerwesens befürchten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz
frage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie richtig verstanden, daß Sie angesichts der fak-
tisch und praktisch eingetretenen Entwicklung die 
bestehenden Rechtsgrundlagen für nicht ausreichend 
halten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die bestehen-
den Rechtsgrundlagen erscheinen — darauf habe ich 
in meiner Antwort an Hand von Beispielen hinge-
wiesen — u. a. unter datenschutzrechtlichen Ge-
sichtspunkten durchaus verbesserungswürdig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
Ihnen möglich, für mich einmal eine Übersicht er-
stellen zu lassen — sicher auch in Abstimmung mit 
den Ländern, was in dieser Frage auch ohne Zwei-
fel notwendig wäre —, mit welchen Behörden und 
Stellen Meldebehörden über den Meldebereich hin-
aus bereits heute im Datenaustausch stehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann Ihnen diese Frage sogleich beantworten. 
Es gibt diesbezügliche Verwaltungsvorschriften, in 
denen unter anderem bestimmt ist, daß eine Vielzahl 
von Behörden und sonstigen Stellen zur Erledigung 
ihrer Aufgaben von den Änderungen des Wohn-
sitzes der Meldepflichtigen durch Überlassen der 
An- und Abmeldescheine oder der An- und Abmelde-
bestätigung oder durch besondere Mitteilung zu un

-

terrichten sind. Bei den Stellen, die ich erwähnt habe, 
handelt es sich u. a. um die Meldebehörden, die 
Statistikbehörden, die Standesämter, die Kreiswehr-
ersatzämter, die Arbeitsämter, die Ausländerbehör-
den,  die  Schulämter, die Polizeibehörden, die Ge-
sundheitsämter, die Paßbehörden sowie Stellen der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften. 

(Dr. Wernitz [SPD] : Ist die Liste komplett?) 

— Nach den mir im Augenblick vorliegenden Er-
kenntnissen ist sie komplett. Ich bin aber gerne 
bereit, dies auf die in Ihrer ursprünglichen Frage 
genannten Art noch einmal überprüfen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie sind auf diese Weise in den Genuß 
einer dritten Zusatzfrage gekommen. Das soll aber 
bei Ihrer zweiten Frage, die ich gleich aufrufe, nicht 
zur Regel werden. 

Noch eine Zusatzfrage! 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist im 
Zusammenhang mit der Novellierung des Melde-
gesetzes auch daran gedacht, daß die jetzt gül-
tigen Rechtsverordnungen der Länder, wonach jeder 
einzelne gegen eine Verwaltungsgebühr in Höhe 
von 1 DM jegliche Auskunft aus dem Melderegister 
erhalten kann, diesbezüglich möglicherweise auch 
eingeschränkt werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
zunächst einmal muß ich darauf hinweisen, daß es 
nicht um eine Novellierung des Bundesmeldegeset-
zes geht. Wir haben bisher noch kein Bundesmelde-
gesetz; insoweit möchte ich Sie korrigieren. Die 
Frage der Auskunftserteilung ist entweder in einem 
Rahmengesetz des Bundes oder in den betreffenden 
Landesgesetzen, die dieses Rahmengesetz ausfüllen 
müssen, zu regeln. Ich bin im Augenblick nicht in 
der Lage, Ihnen zu sagen, an welcher Stelle — ob 
im Rahmengesetz oder in den ausfüllenden Vor-
schriften der Länder — die Frage der Höhe der 
Gebühr exakt geregelt ist. Ich nehme an, daß dieses 
durch entsprechende Vorschriften auf Landesebene 
geschieht. Ich bin aber gerne bereit, Sie über den 
Stand der Beratungen zwischen Bund und Ländern 
in dieser Frage noch zu informieren. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter, eine Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sieht 
die Bundesregierung die Gefahr, daß sich aus der 
Schaffung eines bundesweiten automatisierten Da-
tenverbundes, wie er im Referentenentwurf des 
Bundesmeldegesetzes vorgesehen ist, die allmäh

-

liche Entwicklung einer universalen Einwohner-
datenbank ergeben könnte, und wenn ja, welche 
Folgerungen zieht sie daraus? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, zunächst haben Sie zwei Zusatzfragen zu-
sammengefaßt. Die Zusatzfrage, die Sie gestellt 
haben, würde ich bei der nächsten von Herrn Abge-
ordneten Wernitz gestellten Frage zulassen, in der 
schutzwürdige Belange des Bürgers angesprochen 
werden. 

Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wernitz hiermit auf: 

Reichen das Bundesdatenschutzgesetz, die vorhandenen Landes

-

datenschutzgesetze und andere bestehende Reditsvorschriften 
aus, um schutzwürdige Belange des Bürgers gegen unzulässige 
Beeinträchtigungen seiner Privatsphäre durch bestehende bzw. 
entstehende kommunale und staatliche Informationssysteme zu 
sichern, oder müssen im Bereich des Einwohnermeldewesens 
unverzüglich bereichseigene Datenschutzregelungen getroffen 
werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat verschiedentlich, zuletzt 
in ihrer Antwort auf die Frage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Laufs — Stenographisches Protokoll über 
die 53. Sitzung am 28. Oktober 1977, Seite 4152 —, 
auf die Konzeption des Bundesdatenschutzgesetzes 
als Auffanggesetz hingewiesen. Die Rechtsposition 
des Bürgers wird demnach dadurch verbessert, daß 
nunmehr in weiten Bereichen, in denen es fachspezi-
fische Datenschutzregelungen nicht gibt, der Schutz 
der Persönlichkeitssphäre durch das in seinem Wir-
kungsbereich umfassende Bundesdatenschutzgesetz 
gewährleistet wird. Das Bundesdatenschutzgesetz 
ist aber bewußt so konzipiert worden, daß es hinter 
bereichs- und fachspezifische Rechtsvorschriften zu-
rücktritt, also von dem Vorhandensein spezieller 
Rechtsvorschriften über den Datenschutz ausgeht. 
Schon vor Inkraftreten des Bundesdatenschutzgeset-
zes verfügten die Länder Hessen und Rheinland-
Pfalz über Landesdatenschutzgesetze Mit bzw. 
nach Inkraftreten des Bundesdatenschutzgesetzes am 
1. Januar 1978 haben bis heute Bremen und Hessen 
neue Landesdatenschutzgesetze in Kraft gesetzt. In 
den übrigen Bundesländern werden Landesdaten-
schutzgesetze in den Parlamenten beraten. Die Lan-
desdatenschutzgesetze sind — wie das Bundesdaten-
schutzgesetz — als Auffanggesetze konzipiert. Es 
müssen also möglichst bald fachspezifische Daten-
schutzregelungen für das Meldewesen getroffen wer-
den, die in diesem begrenzten, überschaubaren Teil-
bereich den jeweiligen Gegebenheiten konkreter 
Rechnung tragen und so den Datenschutz im Melde-
wesen wirksamer gestalten können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, unter Be-
zugnahme auch auf die von Ihnen vorhin gemach-
ten Ausführungen möchte ich Sie fragen, ob Sie 
meine Auffassung teilen, daß ohne eine bessere 
Qualität der Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet 
angesichts der praktischen und faktischen Entwick-
lung, die wir zu verzeichnen haben, gerade dann 
eine Gefahr für den Bürger eintreten kann, wenn es 
nicht zu entsprechenden bereichsspezifischen Daten-
schutzbestimmungen kommt. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich teile diese Auffassung. Das ist ja gerade der 
Grund, weshalb in den vom Kabinett bisher noch 
nicht behandelten Entwurf eines Meldegesetzes da-
tenschutzrechtliche Regelungen bereichsspezifischer 
Art aufgenommen worden sind. Solche Regelungen 
würden in diesem Bereich damit erstmals in Kraft 
gesetzt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
nicht die Gefahr, daß dann, wenn der Bund unter 
Ausschöpfung der Kompetenz nach Art. 75 des 
Grundgesetzes hier nicht in absehbarer Zeit tätig 
wird, weil die einzelnen Länder das, worum es 
hier geht, für ihren Bereich entweder nicht leisten 
können oder nicht leisten wollen, genau das ein-
tritt, was manche im Zusammenhang mit dem in 
Frage stehenden Gesetzentwurf befürchten, näm-
lich ein „Über-Orwell", bei dem der Bürger und sein 
Datenschutz auf der Strecke bleiben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe bewußt darauf hingewiesen, daß auch die 
Landesdatenschutzgesetze, die im Augenblick in 
den Parlamenten der Mehrheit der Bundesländer 
beraten werden, für diese Materie von ganz ent-
scheidender Bedeutung sind. Von daher muß man 
ernsthaft überlegen, wie der zeitliche Ablauf, den 
Sie mit Ihrer Frage ansprechen, zu gestalten ist, 
damit die Entwicklung im Landesdatenschutzrecht 
und die Entwicklung im Meldewesen bzw. im Mel-
derecht des Bundes und  der  Länder miteinander ver-
zahnt bleiben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zu einer 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, reicht 
das geltende Datenschutzrecht aus, um das Entste-
hen universaler Einwohnerdatenbanken im öffent-
lichen Bereich zu verhindern, wie sie wahrschein-
lich aus den Maßnahmen entstehen werden, die im 
Referentenentwurf des Bundesinnenministers zu 
einem Bundesmeldegesetz vorgesehen sind? 

 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie scheinen sich in einem Irrtum zu befinden. Das 
Bundesdatenschutzgesetz gilt nicht für das Melde-
wesen, weil die Meldebehörden Länderbehörden 
sind, das Bundesdatenschutzgesetz aber nur für 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 80. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. März 1978 	6309 

Parl. Staatssekretär von Schoeler 
Bundesbehörden gilt. Von daher entfällt schon der 
Ausgangspunkt der Frage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 6 des Abgeordneten Lenzer auf: 

Trifft es zu, daß — wie aus einem Artikel des „Spiegel" vom 
27. Februar 1978 hervorgeht, der sich mit der Sicherung von 
Kernkraftwerken durch Polizei- und Grenzschutz befaßt — der 
Bundesinnenminister die Lösung des Problems der Sicherung von 
Kernkraftwerken verschleppt und dies nach Auffassung des Bun-
desforschungsministers sogar zum Abschalten von Nuklear-
anlagen führen werde, und wann wird mit einer Lösung des 
Problems zu rechnen sein? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
lassen Sie mich zunächst darauf hinweisen, daß 
der Artikel des „Spiegel" vom 27. Februar 1978 die 
beziehungsreiche Überschrift „Absoluter Schmar-
ren" trägt. 

Von einer Verschleppung des Problems der Siche-
rung von Kernkraftwerken durch den Bundesmini-
ster des Innern kann keine Rede sein. Die Sicherung 
der Kernkraftwerke gegen die Abwehr äußerer Ge-
fahren wird im Rahmen eines sogenannten integrier-
ten Gesamtsystems der Betreiber- und Polizeimaß-
nahmen durch die hierfür zuständigen Behörden der 
Länder gewährleistet. Im einzelnen verweise ich auf 
die Beantwortung der Fragen 72 und 73 des Herrn 
Abgeordneten Schäfer in der Fragestunde vom 
8./9. März 1978. 

Grundlage dieses Systems der erforderlichen 
Sicherungs- und Schutzmaßnahmen ist ein Beschluß 
der Innenministerkonferenz vom 17./18. Februar 
1977, der auf Betreiben des Bundesministers des 
Innern zustande gekommen ist und zu einer Inten-
sivierung der Polizeimaßnahmen der Länder zum 
Schutz der Kernkraftwerke geführt hat. Durch diese 
Beschlüsse der Innenministerkonferenz wurden eine 
bis ins einzelne gehende Verzahnung und eine Koor-
dinierung der Betreiber- und Polizeimaßnahmen er-
reicht, was ein Anliegen der Initiativen des Bundes-
ministers des Innern war. 

Neben die betreiberseitigen Vorkehrungen durch 
administrativ-organisatorische Maßnahmen, baulich

-

technische Vorkehrungen und die Unterhaltung 
eines Objektsicherungsdienstes — die hierfür maß-
geblichen atomrechtlichen Bestimmungen haben seit 
Mitte der 60er Jahre im Grundsatz keine Verände-
rung erfahren — sind in Umsetzung der Beschlüsse 
der Innenministerkonferenz auf die Verhältnisse der 
einzelnen kerntechnischen Anlage vor Ort exakt ab-
gestimmte polizeiliche Schutzmaßnahmen getreten. 

In tatsächlicher Hinsicht liegt dem Artikel des 
„Spiegel", auf den sich Ihre Frage bezieht, ein Ein-
zelfall zugrunde. Im Zusammenhang mit den Siche-
rungsmaßnahmen am Kernforschungszentrum Karls-
ruhe hatten die zuständigen Landesbehörden im 
Sinne der IMK-Beschlüsse Auflagen zur Verstär-
kung des Objektsicherungsdienstes erteilt. Da das 
Kernforschungszentrum Karlsruhe eine Bundesein-
richtung ist, hatte über die hierzu erforderlichen 
Stellenbewilligungen der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages zu entscheiden. Mit Be-
schluß vom 15. Dezember 1977 hat der Haushalts-
ausschuß die erforderlichen Stellen zwar bewilligt, 

jedoch gleichzeitig bis zur Vorlage eines Berichts 
durch den Bundesminister des Innern diese Stellen 
qualifiziert gesperrt. Der Haushaltsausschuß 
wünscht Aufschluß darüber, ob der Objektsiche-
rungsdienst in der vorgesehenen Stärke am KFK er-
forderlich ist und ob nicht generell eine Entwick-
lung zu sogenannten „Privatarmeen" gefördert wird. 

Der Bundesminister des Innern wird zu diesen 
Fragen nach der Osterpause des Parlaments sowohl 
dem Innenausschuß als auch dem Haushaltsausschuß 
einen Bericht zuleiten. Das wurde dem Vorsitzen-
den des 'Innenausschusses und dem Vorsitzenden 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes-
tages bereits mit Schreiben vom 14. Februar mitge-
teilt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie fragen, ob dann der jüngste Bericht dieses Nach-
richtenmagazins, der vom 13. März datiert, eben-
falls mit einer entsprechenden Überschrift versehen 
werden müßte? Dort wird nämlich behauptet, daß 
Abgeordnete seit über einem Jahr auf einen Bericht 
über die Sicherheit kerntechnischer Anlagen, insbe-
sondere unter dem Gesichtspunkt der Gefährdung 
durch terroristische Angriffe, und seit Mitte Fe-
bruar auf eine vom Haushaltsausschuß verlangte 
Expertise über den Objektschutz in kerntechnischen 
Anlagen, vor allem bezüglich der Bewaffnung priva-
ter schwarzer Sheriffs mit Maschinenpistolen, war-
teten. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich muß mich zunächst des Versäumnisses schuldig 
bekennen, den „Spiegel" vom 13. März 1978, auf 
den sich Ihre Frage bezieht, noch nicht gelesen zu 
haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bildungslücke! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich nehme die Zwischenrufe der Opposition zur 
Kenntnis. — Von daher, Herr Kollege, kann ich 
natürlich auch keine Wertung und Qualifizierung 
dieses Artikels vornehmen. Ich muß allerdings dar-
auf hinweisen, daß der Beschluß des Haushaltsaus-
schusses, auf den diese verschiedenen öffentlichen 
Meldungen offensichtlich zurückgehen, vom 15. De-
zember 1977, also von einer Zeit vor drei Monaten, 
datiert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich unter-
stelle einmal, daß es der Handlungsfähigkeit der 
Bundesregierung nicht abträglich war, daß Sie der 
Lektüre dieses Nachrichtenmagazins bisher entraten 
mußten, und möchte ich Sie fragen: Können Sie die 
Zweifel an der Sicherung kerntechnischer Anlagen, 
die in öffentlichen Meldungen oft gehegt werden, 
was den Objektschutz betrifft, zweifelsfrei aus-
räumen? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich nehme Ihre Frage gerne zum Anlaß, um noch ein-
mal darauf hinzuweisen, daß für die Durchführung 
dieser Maßnahmen ausschließlich die Länder zustän-
dig sind, daß aber die Bundesregierung keinen An-
laß hat, daran zu zweifeln, daß die Sicherungsmaß-
nahmen entsprechend dem in der Innenministerkon-
ferenz abgestimmten Konzept sorgfältig durchge-
führt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich habe der Reaktion des Hau-
ses entnommen, daß offensichtlich eine Reihe von 
Kollegen der Opposition sicher sind, im Spiegel 
eine fundierte Informationsquelle für das Haus ge-
funden zu haben. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Für die Re

-

gierung, Herr Präsident! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Laufs. 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die vorn nordrhein-westfälischen 
Innenminister am 3. März 1978 im Deutschlandfunk vertretene 
Auffassung,, daß die Einrichtung von automatisierten zentralen 
Landesadreßregistern im Rahmen eines Bundesmeldegesetzes nur 
praktikabel sei, wenn ein einheitliches Personenkennzeichen 
mit eingeführt würde, und wenn ja, welche Folgerungen zieht 
sie daraus? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

 
von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 

in dem von der Bundesregierung noch nicht be-
schlossenen Entwurf eines Bundesmeldegesetzes ist 
die Einrichtung von Landesadreßregistern vorgese-
hen. Auch die Ständige Konferenz der Innenminister 
und -senatoren hat sich am 10. Februar 1978 ein-
stimmig dafür ausgesprochen, in einem solchen Ge-
setz die Einrichtung von Adreßregistern vorzusehen, 
wobei es nach diesem Beschluß den Ländern über-
lassen bleiben soll, wie sie diese Aufgabe organisa-
torisch lösen. Die Bundesregierung ist nicht der Auf-
fassung, daß zentrale, automatisiert geführte Lan-
desadreßregister die Einführung eines bundesein-
heitlichen, ressortübergreifenden Personenkennzei-
chens erfordern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte! 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft 
es zu, daß im Rahmen dieses Referentenentwurfs ein 
Personenkennzeichen technisch mühelos und unbe-
merkt, z. B. durch die entsprechende Ausgestaltung 
der Paßnummer, eingeführt werden könnte? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
dies entspricht nicht der Absicht der Bundesregie-
rung. Im übrigen bin ich gern bereit, Ihnen den 
Referentenentwurf dieses Gesetzes zuzusenden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung der Ansicht, daß der automatisierte 
Datenaustausch auch ohne einheitliche Personen

-

kennzeichen in vollem Umfang, wenngleich technisch 
etwas umständlicher, möglich sein wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung strebt — wie ich bereits aus-
geführt habe — die Einführung eines bundeseinheit-
lichen, ressortübergreifenden Personenkennzeichens 
nicht an. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 8 des Herrn Abgeordneten Dr. Laufs auf: 

Hat die Bundesregierung die Absicht, bei der bundeseinheit-
lichen Neuordnung des Meldewesens die schutzwürdigen Be-
lange der Bürger so abzugrenzen, daß auch Daten über Alters-
und Ehejubiläen nicht mehr aus den Melderegistern veröffent-
licht werden können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Bundesregierung ist die Problematik der Wei-
tergabe von Jubiläumsdaten aus dem Melderegister, 
insbesondere an die Presse, seit längerem bekannt. 
Mit dieser derzeit in ausschließlicher Zuständigkeit 
der Länder liegenden Frage hat sich erst kürzlich 
der hierfür zuständige Unterausschuß der Innenmi-
nisterkonferenz befaßt. Es kam zu dem Ergebnis, daß 
die Meldebehörden über Jubiläumsdaten — Name, 
Anschrift, Geburtsdatum — ihrer Einwohner Aus-
kunft an Dritte nur geben dürfen, wenn die betrof-
fenen Einwohner eingewilligt haben. 

Nach dem Entwurf eines Gesetzes über das Melde-
wesen handelt es sich bei der Veröffentlichung von 
Jubiläumsdaten um eine Gruppenauskunft, die — 
ohne Einwilligung des Betroffenen — nur dann er-
teilt werden darf, wenn sie im öffentlichen Interesse 
liegt. Die jetzige Fassung der in Betracht kommen-
den Vorschrift des Entwurfs eines Bundesmeldege-
setzes entspricht wörtlich derjenigen, die der Innen-
ausschuß des 7. Deutschen Bundestages bei seinen 
Beratungen zum seinerzeit schon eingebrachten Ent-
wurf eines Bundesmeldegesetzes einstimmig verab-
schiedet hat. Sie ist das Ergebnis sorgfältiger Abwä-
gungen zwischen dem Interesse des Betroffenen an 
dem Schutz seines privaten Lebensbereiches und 
dem Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, liegt 
nach Meinung der Bundesregierung im Regelfall bei 
den Lokalzeitungen und Gemeindeblättern ein be-
rechtigtes, weil wirtschaftliches Interesse an den 
vielgelesenen Veröffentlichungen von Jubiläums-
daten vor, auf Grund dessen die Auskunft aus den 
Melderegistern nach dem Wortlaut auch des Refe-
rentenentwurfs zulässig sein könnte? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe auf den Beschluß des Unterausschusses der 
Innenministerkonferenz hingewiesen. Danach ist 
eine Weitergabe solcher Daten wie z. B. Jubiläums-
daten an die Öffentlichkeit, an Dritte — also auch 
an die Presse —, nur zulässig, wenn der betroffene 
Bürger eingewilligt hat. Ich habe keinen Zweifel 
daran, daß diese von der Innenministerkonferenz 
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schon jetzt für die Praxis gefaßte Richtlinie auch 
nach einem eventuellen Inkrafttreten eines Bundes-
meldegesetzes und entsprechender Landesmeldege-
setze nicht geändert würde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha

-

ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hält es 
die Bundesregierung aus der Sicht des Datenschut-
zes für unbedenklich, die Zustimmung eines Bürgers 
zur Veröffentlichung von Jubiläumsdaten aus dem 
Melderegister ein für allemal einzuholen, vor allem 
im Hinblick auf die großen Zeiträume, die vielfach 
vergehen, bis von dieser Zustimmung Gebrauch ge-
macht wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist eine Frage, die im Augenblick ausschließlich 
im Zuständigkeitsbereich der Länder liegt, Ich muß 
Ihnen sagen: ich zweifle daran, ob diese technische 
Frage der Abwicklung eine Frage ist, die in einem 
Rahmengesetz des Bundes entschieden werden muß 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 9 des Herrn Abgeordneten Gansel auf: 

Sind Berichte zutreffend, daß das Bundesinnenministerium er-
wägt, zur Förderung des Spitzensports den Polizeivollzugsdienst 
im Bundesgrenzschutz für Sportlerinnen im Skilaufen zu öffnen, 
und welche anderen Sonderlaufbahnen sind bei einer Reform 
des öffentlichen Dienstes durch das Bundesinnenministerium zu 
erwarten? 

Herr Staatssekretär! 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Wie bereits auf 
die Frage des Kollegen Schirmer in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 22. Februar 1978 
ausgeführt, prüft das Bundesministerium des Innern, 
ob Anregungen des Deutschen Skiverbandes und 
der Presse gefolgt werden kann, Skisportlerinnen 
eine ähnliche Förderung im Bundesgrenzschutz zu-
teil werden zu lassen wie ihren männlichen Kame-
raden. Diese erhalten im Verlauf ihrer Ausbildung 
zum Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz 
auch besondere Trainingsmöglichkeiten im Ski-
sport. 

Eine solche Förderung weiblicher Skisportlerin-
nen setzt voraus, daß sie als Polizeivollzugsbeamtin-
nen im Bundesgrenzschutz — gedacht ist vor allem 
an den Grenzschutzeinzeldienst — verwendet wer-
den können und damit eine normale Beamtenlauf-
bahn einschlagen. An andere Laufbahnen oder gar 
an Sonderlaufbahnen ist in diesem Zusammenhang 
nicht gedacht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn ich das 
richtig verstanden habe — ich darf Sie fragen, ob 
ich das richtig verstanden habe —, wird hier für 
eine bestimmte Sportart praktisch die Ausübung des 
Sports auf öffentliche Kosten ermöglicht. Ich muß 
Sie dann fragen, mit welcher Berechtigung das nicht 
auch bei anderen Sportarten oder Hobbys erfolgt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr I 
Staatssekretär, beziehen Sie bitte in Ihre Antwort 
mit ein, daß in Schleswig-Holstein andere Sport-
arten gepflegt werden. 

Gansel (SPD) : Ich dachte zum Beispiel an Wind-
surfing oder ähnliches im Bundesgrenzschutz. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
zunächst einmal muß ich darauf hinweisen, daß sich 
Ihre ursprüngliche Frage nur darauf bezieht, ob 
Sportlerinnen in diese Ausbildung des Bundesgrenz-
schutzes mit aufgenommen werden sollen. Ihre 
Frage impliziert von daher schon, daß für männ-
liche Beamte im Bundesgrenschutz diese Ausbildung 
schon jetzt betrieben wird. Dies ist völlig zutreffend. 
Das ist nicht etwa neu, sondern schon bisher der 
Fall. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Gansel (SPD) : Habe ich es bisher falsch verstan-
den, indem ich meinte, daß der Bundesgrenzschutz 
eine Einrichtung zur Verbesserung unserer inneren 
und äußeren Sicherheit sei und nicht zum Betreiben 
von Sport und Hobbys? 

(Zuruf des Abg. Niegel [CDU/CSU]) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie haben die Aufgabe des Bundesgrenzschutzes zu-
treffender umschrieben, als mir das möglich gewe-
sen wäre. Deshalb ist es beispielsweise auch so, daß 
in Ströbing seit langem im Rahmen der normalen 
Ausbildung als Polizeivollzugsbeamter im BGS eine 
Ausbildung im Skilaufen stattfindet, weil das unter 
den dortigen Verhältnissen für die Grenzsicherungs-
behörden eine notwendige Ausbildung ist. 

Sie können sich gern vor Ort in Ströbing davon 
überzeugen, daß dieses schon seit einiger Zeit dort 
aus Gründen der Ausbildung des Polizeivollzugs-
beamten im BGS für erforderlich gehalten und prak-
tiziert wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Abge

-

ordnete Frau Simonis hat um schriftliche Beantwor-
tung ihrer Frage 10 gebeten. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Jungmann auf: 

Welche Vorschläge zur besseren Unterbringung der Bundes-
grenzschutzbeamten konnten neben dem Skisportzentrum Strö-
bing im Bundesgebiet auf Grund fehlender Finanzmittel nicht 
durchgeführt werden? 

Bitte. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
für Baumaßnahmen im Bereich des Bundesgrenz-
schutzes standen im Haushaltsjahr 1977 Ausgabe-
mittel in Höhe von 63,7 Millionen DM zur Verfü-
gung. Die Ausgaben für Bauvorhaben im BGS-
Standort Ströbing betrugen rund 60 000 DM. Auf 
Grund der Aufwendungen für den BGS-Standort 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
Ströbing mußte keine den Vorschriften für die Un-
terbringung von BGS-Beamten entsprechende Bau-
maßnahme zurückgestellt werden. 

(Jungmann [SPD] : Danke schön!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 13 des Abgeordneten Niegel auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die kürzlich bekanntge-
wordene radioaktive Strahlung von Fliesen in Wohnräumen, und 
wie ist künftig zu verhindern, daß die Bevölkerung derartigen 
radioaktiven Strahlen ausgesetzt ist? 

Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
in letzter Zeit wurde in Rundfunk und Presse über 
Untersuchungen der radioaktiven Strahlung aus 
Kacheln oder Fliesen mit uranhaltigen Farbglasuren 
bzw. Dekors und über die damit zusammenhängen-
den Fragen der Strahlenbelastung beim Aufenthalt 
in gekachelten Räumen berichtet. 

Die Diskussion über die Verwendung von uran-
haltigen Glasuren keramischer Fliesen ist nicht neu. 
Bereits in der ersten Strahlenschutzverordnung in 
der Fassung vom 15. Oktober 1965 wurde die Ver-
wendung von Uran zur Herstellung von Farbglasu-
ren, Unterglasurbemalungen und Aufglasurbema-
lungen keramischer Gegenstände eingeschränkt, um 
den Schutz vor Strahlen auch in diesem speziellen 
Anwendungsgebiet zu gewährleisten. Die seinerzeit 
für diese Verwendungszwecke von Uran festgeleg-
ten Grenzwerte wurden auch in die neue Strahlen-
schutzverordnung vom 13. Oktober 1976 übernom-
men. 

Die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen 
Vorschriften wird von den zuständigen Aufsichts-
behörden aufmerksam überwacht. Hierzu werden 
umfangreiche Kontrollmessungen, die sich auch auf 
importierte keramische Fliesen erstrecken, durchge-
führt. Es besteht daher kein Anlaß, eine gesund-
heitsgefährdende Strahlenbelastung durch die Ver-
wendung von Fliesen in Wohnräumen zu befürch-
ten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist es 
trotz dieser Vorsorgemaßnahmen seit 1965 mög-
lich gewesen, daß Fliesen mit radioaktiver Strah-
lung, die über dem Belastungswert für die einzel-
ne Person liegt, in der letzten Zeit Verwendung ge-
funden haben, und wie kann dem vorgebeugt wer-
den? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe bereits darauf hingewiesen, daß hier in kei-
ner Weise gesundheitsgefährdende Strahlenschäden 
zu befürchten sind. Ich bin gern bereit, Ihnen die 
technischen Einzelheiten und die Messungen, die 
durchgeführt worden sind, bis wir zu dieser Erkennt-
nis gelangt sind, mitzuteilen. Ich wäre Ihnen aber 
sehr dankbar, wenn ich Ihnen die Ergebnisse dieser 
wissenschaftlichen Untersuchungen nun nicht an die-
ser Stelle im einzelnen mitteilen müßte: die Einzel

-

heiten, die wohl mehr wissenschaftlicher Art sind, 
würde ich Ihnen gern auf anderem Wege mitteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann man 
dadurch Vorsorge treffen, daß beim Import von 
Fliesen ein Strahlenschutzbeauftragter im Rahmen 
der Zollabfertigung die Fliesen daraufhin untersucht, 
ob unter ihnen — insbesondere denen aus einem 
bestimmten Land — solche sind, die eine erhöhte 
Dosis von Strahlen abgeben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich gehe davon aus, daß die Aufsichtsbehörden der 
Länder, die hier zuständig sind, in dem Sinne Unter-
suchungen vornehmen — ohne daß ich Ihnen jetzt 
sagen könnte, auf welche Art und Weise diese 
Untersuchungen im einzelnen durchgeführt wer-
den —, denn sonst könnten die Erkenntnisse nicht 
so lauten, wie ich sie Ihnen eben dargestellt habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage zu diesem Komplex, Herr Kollege 
Dr. Kunz (Weiden). 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wie erfolgt die Kontrolle dieser importierten 
Fliesen, und welcher Anteil wird dabei kontrol-
liert? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bin gern bereit, Ihnen das mitzuteilen. Da müß-
ten wir uns nach den entsprechenden Erkenntnissen 
der Länder erkundigen und sie Ihnen dann bekannt-
geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die Abgeordneten Dr. Langguth 
und Spranger haben um schriftliche Beantwortung 
der von ihnen eingereichten Fragen 14 und 15 bzw. 
16 und 17 gebeten. Dem wird entsprochen; die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern beantwortet. Herr 
Staatssekretär von Schoeler, ich danke Ihnen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen. Der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Böhme steht zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 18 und 19 sind von Herrn Abgeordne-
ten Kuhlwein eingereicht. — Der Herr Abgeord-
nete ist nicht im Saal. Die Fragen werden daher 
schriftlich beantwortet, und die Antworten werden 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 20 der Abgeordneten Frau Dr. 
Lepsius auf: 

Wie hoch ist die Zahl der bei den französischen Streitkräften 
in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigten deutschen Ar-
beitnehmer? Hat während der letzten drei Jahre ein Verdrän-
gungsprozeß bei deutschen Arbeitnehmern zugunsten französi-
scher Arbeitnehmer stattgefunden, und was kann die Bundes- 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
regierung veranlassen, um Arbeitsplätze deutscher Arbeitneh-
mer bei den französischen Streitkräften zu sichern? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Bei den französischen Stationie-
rungsstreitkräften sind zur Zeit 6 606 zivile Arbeit-
nehmer beschäftigt. Darunter befinden sich auch 
französische Staatsangehörige. Diese werden in 
gleicher Weise wie die deutschen Arbeitnehmer 
nach den deutschen Arbeitsrechtsbestimmungen be-
handelt. Ihre Arbeitsbedingungen regeln sich nach 
den für die zivilen Arbeitnehmer bei den Statio-
nierungsstreitkräften geltenden Tarifverträgen. Ge-
mäß Art. 56 des Zusatzabkommens zum NATO-
Truppenstatut bestimmen ausschließlich die Behör-
den der Streitkräfte Zahl und Art der benötigten 
Arbeitsplätze und damit auch die an die Bewerber 
zu stellenden Anforderungen. Ferner haben nach 
den EWG-Bestimmungen französische Staatsange-
hörige in der Bundesrepublik den gleichen Zugang 
zu offenen Stellen wie deutsche Bewerber. Die Bun-
desregierung hat deshalb zu einer Einflußnahme we-
der Veranlassung noch eine rechtliche Möglichkeit. 
Angesichts dieser Rechtslage kann von einer Ver-
drängung deutscher Arbeitnehmer durch franzö-
sische Staatsangehörige nicht gesprochen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir mitteilen, ob sich durch die Reorgani-
sation der französischen Streitkräfte bei den deut-
schen Arbeitsplätzen in diesem Bereich eine Ver-
änderung innerhalb der letzten drei Jahre ergeben 
hat, zumal ich auf diesen Zeitraum abgestellt hatte? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Genaue Zahlen 
kann ich Ihnen nicht nennen. Aber die Behörden der 
französischen Streitkräfte lassen sich bei der Neu-
einstellung von zivilen Arbeitnehmern von der fach-
lichen Qualifikation der Bewerber leiten. Für be-
stimmte Positionen gehört hierzu auch die Beherr-
schung der französischen Sprache. Die französischen 
Streitkräfte wollen den Eindruck gewonnen haben, 
daß besonders unter den jüngeren Bewerbern die 
Zahl derer, die über ausreichende französische 
Sprachkenntnisse verfügen, abnimmt. Das führt bei 
der Besetzung bestimmter Positionen zu einer ver-
stärkten Berücksichtigung französischer Bewerber. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie 
sagten ja, daß die deutschen Arbeitsrechtsbestim-
mungen bei Einstellungen und Entlassungen gelten 
würden. Ist es Ihnen möglich, die Richtigkeit dieser 
Aussage noch einmal an Hand der vorliegenden Da-
ten, die Ihnen offenbar nicht bekannt sind, über-
prüfen zu lassen? Ebenso bitte ich Sie auch, mir die 
Zahlen zu geben, nach denen ich gefragt habe. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Wenn das noch 
eine Frage ist, heiße ich Meier!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, ich wollte gerade sagen, daß die Frau Kol-
legin die Richtlinien für die Fragestunde ganz zwei-
fellos recht umfassend in Anspruch genommen hat. 
Ich bitte Sie, Herr Staatssekretär, die Antwort so 
zu begrenzen, daß wir auf den ursprünglichen Kern 
der Frage zurückkommen. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Was die Zahlen 
angeht, Frau Kollegin, habe ich bereits eine Aussage 
gemacht. Wenn Sie mir konkretes Material unter-
breiten können, sind wir gerne bereit, das im Rah-
men unserer Möglichkeiten zu überprüfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
besteht die Möglichkeit, daß sich die französische 
Auslegung des Art. IX Abs. 4 des NATO-Truppen

-

statuts von der Auffassung der Bundesrepublik in-
sofern unterscheidet, als wir davon ausgehen, daß 
im Stationierungsgebiet nur deutsche zivile Kräfte 
angeworben werden sollen? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Wie ich schon 
ausführte, haben die Behörden der Streitkräfte nach 
dem NATO-Truppenstatut — nach dem genannten 
Art. 56 — das Recht, über die Zahl und Art der 
Arbeitskräfte zu bestimmen. Darauf muß ich ver-
weisen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 21 des Herrn Abgeordneten von der Heydt 
Freiherr von Massenbach auf: 

Ist die Tatsache, daß es für das Umsatzsteuer- und Außen-
steuergesetz sowie die Abgabenordnung keine Verwaltungs-
vorschriften entsprechend den Richtlinien bei der Einkommen-, 
Lohn-, Körperschaft- und Vermögensteuer, statt dessen aber eine 
Fülle von Erlassen gibt, damit zu erklären, daß die Bundes-
regierung es auf dem Gebiet der Besteuerung zu vermeiden 
trachtet, solche Richtlinien zu erlassen, weil diese dem Bundes-
rat zur Stellungnahme vorgelegt werden müssen, oder welche 
anderen Gründe kann die Bundesregierung hierfür nennen? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, für 
die Umsatzsteuer, das Außensteuergesetz und die 
Abgabenordnung gibt es zur Zeit nur in Teilberei-
chen Verwaltungsvorschriften in Form von soge-
nannten Richtlinien. Weitere Richtlinien sind in 
Vorbereitung. 

Die bisherige Zurückhaltung beim Erlaß von 
Richtlinien hat vor allem technische Gründe. Für 
die Umsatzsteuer stand seit längerem fest, daß sie 
im Hinblick auf die Harmonisierung in der Euro-
päischen Gemeinschaft weitgehend neugestaltet 
werden mußte. Die Anpassung ist, wie Sie wissen, 
gegenwärtig im Gange. 

Zum Außensteuergesetz, das 1972 in Kraft getre-
ten ist, liegen noch keine höchstrichterlichen Urteile 
und verhältnismäßig wenig Erfahrungen aus der 
Praxis vor. 

Dasselbe gilt für die Abgabenordnung aus dem 
Jahre 1977, zu der jedoch demnächst mehrere Richt-
linien bekanntgegeben werden. Es handelt sich hier-
bei um die Neufassung der Betriebsprüfung auf dem 
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Sektor Steuer und eine Richtlinie für den Vollstrek-
kungsdienst. Außerdem sind Richtlinien für das 
Steuerstrafverfahren in Vorbereitung. 

Soweit zu den drei genannten Bereichen erläu-
ternde BMF-Schreiben herausgegeben worden sind, 
sind die Länder hierbei ausnahmslos in der üblichen 
Form beteiligt worden. Der Inhalt wird in der Regel 
mit den zuständigen Länderreferenten abgestimmt 
und von den Ländern in Bleichlautenden Erlassen 
den Finanzbehörden bekanntgegeben. Der Verdacht, 
die Bundesregierung wolle die verfassungsmäßigen 
Rechte des Bundesrates umgehen, ist somit gegen-
standslos. Die Befürchtung wurde bisher auch weder 
vom Bundesrat noch von einzelnen Ländern ge-
äußert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage? — Dann kann ich Ihre Frage 22 aufrufen: 

Treffen Informationen des Handelsblatts vom 2./3. März 1978 
in dessen Artikel „Verschlußsache der Finanzverwaltung" zu, 
wonach die Bundesregierung sich bei der Vorbereitung von 
Richtlinien zum Außensteuergesetz auf eine 500 Seiten umfas-
sende Materialsammlung erfahrener Auslandsbetriebsprüfer 
stützt, die zwar vor den Steuerzahlern und Steuerberatern ge-
heimgehalten wird, aus der andererseits aber das Hessische 
Finanzgericht in einem Urteil vom 12. Juli 1977 zitiert, und 
wie beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls diesen Sach-
verhalt insbesondere unter Berücksichtigung des Qrundsatzes 
der „Waffengleichheit" von Steuergläubigern und Steuerschuld-
ner? 

Bitte schön. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Inhalt und Bedeu-
tung der vom „Handelsblatt" am 2. März 1978 an-
gesprochenen Materialsammlung von Auslandsbe-
triebsprüfern waren bereits Gegenstand der Münd-
lichen Anfragen des Herrn Abgeordneten Dr. Evers 
für die Sitzung des Deutschen Bundestages am 
23. November 1977. Ich darf auf die damalige Ant-
wort der Bundesregierung verweisen. 

Es ist richtig, daß das hessische Finanzgericht 
diese Sammlung inzwischen in einem Urteil zitiert 
hat. Das ändert jedoch nichts daran, daß die Samm-
lung keine Anweisung an die Verwaltung darstellt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, wie erklären Sie sich 
denn, daß das hessische Finanzgericht in den Besitz 
dieser Materialsammlung gekommen ist, und wel-
chen Verbindlichkeitsgrad hat diese Materialsamm-
lung? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, wir wollen immer nur eine Zusatzfrage 
stellen. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Wie ich Ihnen 
bereits sagte, stellt die Sammlung keine Anweisung 
an die Verwaltung dar. Ich bin überfragt, wenn Sie 
mich hier bitten, eine Auskunft zu geben, in wel-
cher Weise das hessische Finanzgericht in den Be-
sitz dieser Materialsammlung gekommen ist. Dies 
kann ich hier nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Zusatzfrage. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, können Sie uns erklä-
ren, warum das Bundesfinanzministerium auf die 
Geheimhaltung dieser Materialsammlung so großen 
Wert legt und auch erklärt hat, daß es da Urheber

-

schutzrechte gebe? Warum veröffentlicht das Bundes-
finanzministerium diese Materialsammlung nicht 
einfach? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Ich darf Ihnen 
noch einmal die Antwort erteilen, die bereits im 
Zusammenhang mit der Fragestunde am 23. No-
vember 1977 ausgeführt wurde: 

Die Bundesregierung ist stets für eine bürger-
nahe demokratische Verwaltung eingetreten. 
Sie teilt jedoch die Bedenken der obersten Fi-
nanzbehörden der Länder gegen die Bekannt-
gabe der erwähnten Archivmitteilung. Unter-
lagen über Erfahrungen, Programme und Er-
kenntnisse der Betriebsprüfungsstellen im ein-
zelnen müssen verwaltungsintern bleiben, wenn 
diese Stellen ihren Prüfungsauftrag erfüllen 
sollen. 

Es ist beabsichtigt, auf Grund dieser Material-
sammlung zu gegebener Zeit Richtlinien zum 
Außensteuergesetz auszuarbeiten, die selbst-
verständlich bekanntgegeben werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage lasse ich noch zu. Bitte, Frau Kollegin! 

Frau Will -Feld (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß die Finanzverwaltung 
und auch der Betriebsprüfungsdienst über weitere 
Materialsammlungen verfügen, die ebenfalls nicht 
zur Einsichtnahme für den Steuerpflichtigen zur Ver-
fügung stehen? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Ihre Frage bezog 
sich nur auf diese Archivmitteilungen einer be-
stimmten Oberfinanzdirektion für Zwecke der Be-
triebsprüfung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau 
Kollegin, das ging über die unmittelbar gestellte 
Frage hinaus. 

Die Fragen 23 und 24 der Frau Abgeordneten Frau 
Matthäus-Maier werden ebenso wie die von dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Vohrer eingereichten Fra-
gen 25 und 26 schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 27 der Abgeordneten Frau Will-
Feld auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch Unter-
schiede in der Bewertung der Wirtschaftsgüter steuerliche Unter-
schiede zu Lasten des deutschen Steuerbürgers entstehen, und 
wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Herr Staatssekretär. 
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Dr. Böhme, Parl . . Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Bewertung der Wirtschaftsgüter des Betriebsvermö-
gens für Zwecke der steuerlichen Gewinnermitt-
lung erfolgt in allen westlichen Industriestaaten 
nach Grundsätzen ähnlich § 6 Einkommensteuer-
gesetz. Es gilt in allen Staaten das sogenannte No-
minalwertprinzip und der Grundsatz der Bilanzkon-
tinuität. Im einzelnen bestehen Unterschiede insbe-
sondere bei den steuerlich zulässigen Abschreibun-
gen abnutzbarer Anlagegüter und bei den Bewer-
tungsmethoden für das Vorratsvermögen. Diese Un-
terschiede fallen jedoch belastungsmäßig für den 
Steuerzahler wenig ins Gewicht, wie sich auch aus 
dem 1972 veröffentlichten Bericht der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften über die Bemes-
sungsgrundlagen der Steuern auf Unternehmerge-
winne ergibt. Die Bundesregierung ist deshalb nicht 
der Auffassung, daß durch Unterschiede in der Be-
wertung der Wirtschaftsgüter steuerliche Mehrbe-
lastungen des deutschen Staatsbürgers im Vergleich 
zu Steuerzahlern in anderen Staaten entstehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Haben 
Sie eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Frau Will -Feld (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
könnten Sie mir bestätigen, daß die unterschiedlichen 
Bewertungsvorschriften gleichwohl — gleichwohl; 
ich betone dies — zu sehr unterschiedlichen Ge-
winnergebnissen in den einzelnen Staaten führen, 
und glaube Sie auch, daß die — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau 
Kollegin, jetzt machen wir ein Fragezeichen! — Bitte. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Wie ich schon 
ausgeführt habe, erfolgt in allen westlichen Indu-
striestaaten die Bewertung nach relativ einheitlichen 
Grundsätzen. Ich kann daher die Ihrer Fragestellung 
zugrunde liegende Behauptung nicht bestätigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Jetzt ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir wenigstens einen Zeitraum für die 
Angleichung im Rahmen der Harmonisierungsbe-
strebungen in der Europäischen Gemeinschaft an-
geben? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Wie Sie, Frau 
Kollegin, als Mitglied des Finanzausschusses wis-
sen, beschäftigt sich der Finanzausschuß und später 
auch der deutsche Bundestag mit einem Schwer-
punkt der steuerlichen Harmonisierungsbestrebun-
gen, nämlich der Vereinheitlichung der Sätze der 
Mehrwertsteuer. Prognosen über andere Teile zu 
stellen, insbesondere im Ertragsteuerrecht, halte ich 
für gewagt. Hier ist die richtige Politik, Schritt für 
Schritt vorzugehen, und dies geschieht jetzt auf dem 
wichtigsten Gebiet, dem der Mehrwertsteuer, mit 
der Harmonisierung der Besteuerungsgrundlagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Dann 
rufe ich Ihre nächste Frage auf, die Frage 28: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Gewinn-
ermittlungsvorschriften, vor allem für kleinere Betriebe, sehr 
unterschiedlich im Verhältnis zu anderen Staaten gehandhabt 
werden, und daß von der ertragsteuerlichen Bemessungsgrund-
lage her Unterschiede zu Lasten der deutschen Steuerpflichtigen 
gegeben sind, und wenn ja, wird sie auf eine Änderung zu-
gunsten der deutschen Steuerpflichtigen hinwirken? 

Bitte. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Die Gewinnermitt-
lungsvorschriften für kleinere Betriebe unterschei-
den sich in anderen Staaten nicht von den Grund-
sätzen im deutschen Einkommensteuerrecht. Es gibt 
in fast allen westeuropäischen Staaten Sondervor-
schriften für die Gewinnermittlung durch Betriebs-
einnahmen-Betriebsausgaben-Vergleich für Nicht

-

buchführungspflichtige ähnlich § 4 Abs. 3 des deut-
schen Einkommensteuergesetzes. Innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft kennt man nur noch in 
Frankreich Sondervorschriften für eine Besteuerung 
gewerblicher Kleinbetriebe nach Durchschnittssätzen. 
Diese Regelungen gelten im internationalen Ver-
gleich als veraltet. Die Bundesregierung ist deshalb 
nicht der Auffassung, daß bei der ertragsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage Unterschiede zu Lasten der 
deutschen Steuerpflichtigen gegeben sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Frau Will -Feld (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie mir zustimmen, daß es noch eine dritte 
Komponente gibt, nämlich die Intensität der Kon-
trolle durch die Steuerbehörden? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Dies wird sicher 
bei der Gewinnermittlung und bei der Betriebsprü-
fung eine Rolle spielen. 

Frau Will -Feld (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
verfügt die Bundesregierung über Zahlenmaterial, 
aus dem hervorgeht, in welchem Verhältnis die 
Größe der Steuerbehörden — in Klammern: Ange-
stellte und Beamte — zur Gesamtbevölkerung steht? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau 
Kollegin, ich muß offen sagen: Ich kann den unmit-
telbaren Zusamenhang mit der von Ihnen einge-
reichten Frage wirklich nicht mehr sehen; ich bitte 
um Verständnis. Aber ich gebe Ihnen die Möglich-
keit, eine weitere Zusatzfrage zu stellen, die viel-
leicht den Zusammenhang deutlich werden läßt. — 
Gut.  

Dann rufe ich die Frage 29 des Herrn Abgeord-
neten Kunz auf: 

Treffen Pressemeldungen vom 27. Februar 1978 zu, denenzu-
folge Bundesfinanzminister Matthöfer — mit dem Hinweis auf 
einen verstärkten Abbau von Subventionen — erklärt hat, „unter 
seiner Ägide soll es der Zonenrandförderung an den Kragen 
gehen", und wenn ja, wie will der Bundesfinanzminister diese 
Ankündigung mit dem im Zonenrandförderungsgesetz festge-
legten Auftrag einer bevorzugten Zonenrandförderung und der 
entsprechenden Erklärung der Bundesregierung im Jahreswirt-
schaftsbericht 1978 (Tz. 45) in Einklang bringen? 

Herr Staatssekretär. 



6316 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 80. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. März 1978 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Die von Ihnen 
zitierten Pressemeldungen treffen nicht zu. Der 
Bundesfinanzminister hat in seinen Ausführungen 
bei der ersten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Investitionszulagengesetzes im 
Deutschen Bundestag am 23. Februar 1978 vielmehr 
auf seine Bereitschaft zur Aufrechterhaltung eines 
ausreichenden Präferenzgefälles zugunsten des Zo-
nenrandgebietes hingewiesen. Die Bundesregierung 
wird ihre Vorschläge hierzu in den Ausschußbera-
tungen im einzelnen darlegen. Die gesetzgebenden 
Körperschaften werden hierüber zu entscheiden ha-
ben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz

-

frage.  

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, hat der Herr Bundesfinanzminister die ihm von 
der Presse zugeschriebene Äußerung wörtlich oder 
auch nur sinngemäß so getan? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Wie ich schon 
ausführte, sind die von Ihnen zitierten Pressemel-
dungen nicht richtig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ja, Herr 
Kollege, Sie können natürlich trotzdem weiter fra-
gen. Sie haben nämlich noch eine Zusatzf rage.  

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist die Bundesregierung bereit, zuzusichern, daß 
sie nicht beabsichtigt, die Zonenrandförderung an-
gesichts der ungünstigen wirtschafts- und arbeits-
marktpolitischen Situation materiell einzuschrän-
ken? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Wie ich schon 
sagte, wird die Bundesregierung ihre Vorschläge in 
den Ausschußberatungen vorlegen. Ich bitte um 
Verständnis dafür, daß ich dieser Bekanntgabe hier 
nicht vorgreifen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit sind die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen beantwortet. 

(Abg. Glos [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage) 

— Meine Damen und Herren, ich lasse keine Zusatz-
fragen dazu mehr zu. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Parlamenta-
rische Staatssekretär Gallus zur Verfügung. 

Die Fragen 32 und 33 sind von dem Herrn Abge-
ordneten Müller (Bayreuth) eingebracht. Herr 
Staatssekretär, wollen Sie die beiden Fragen zu-
sammen beantworten? — Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Ich rufe also auf: 

Wenn Pressemeldungen zutreffen, nach denen das Ober-
landesgericht Karlsruhe in einem Urteil — selbst bei wider-
sprechenden Gutachten — das Töten von Jungkatzen durch mehr

-

maliges Niederschmettern auf Betonböden und das Töten 
älterer Katzen mit der sogenannten Chloroform-Tonne bei fünf-
minütigem Todeskampf der Tiere als den Grundsätzen des 
ethischen Tierschutzes entsprechend bezeichnet, ist die Bundes-
regierung dann mit mir der Auffassung, daß das Tierschutz-
gesetz einer unverzüglichen Konkretisierung bedarf, um der-
artige Interpretationen durch deutsche Gerichte auszuschließen? 

Welche Folgerungen wird die Bundesregierung aus dem 
Urteil (AZ 10 U 52/77) des Oberlandesgerichts Karlsruhe über 
die Klage eines Bundesbürgers, mit der diesem Kläger unter 
Androhung einer Geldbuße bis zu einer halben Million DM 
verboten worden ist, dieses grausame Tötungsverfahren als Tier-
quälerei zu bezeichnen, ziehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege Müller, ist die Tötung einer Katze notwen-
dig und erlaubt, so muß sie in Übereinstimmung mit 
§ 4 des Tierschutzgesetzes erfolgen. Die Tötung hat 
danach unter vorangehender Betäubung oder, wenn 
eine solche — wie bei ganz jungen Katzen — nicht 
sicher ist oder nicht vorgenommen werden kann, 
unter Vermeidung von Schmerzen zu geschehen. 

Betäubung bedeutet in diesem Zusammenhang 
eine möglichst schnelle Ausschaltung des Wahrneh-
mungs- und Empfindungsvermögens des Tieres. 
Weiter schreibt das Gesetz vor, daß nur derjenige 
ein Wirbeltier töten darf, der die dazu notwendigen 
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt. 

Das Gesetz enthält somit in konkreter Aussage 
alle notwendigen Vorschriften, die aus der Sicht des 
Tierschutzes bei der Tötung eines Wirbeltieres zu 
beachten sind. Darüber hinaus berücksichtigt das 
Gesetz die biologische Vielfalt der hier in Betracht 
kommenden Tierarten und ihre physiologischen Be-
sonderheiten. Die im Einzelfall zu treffenden Maß-
nahmen haben sich nach dem Stand der jeweiligen 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und nach der prak-
tischen Erfahrung auszurichten. 

Für die Wertung des hier vorliegenden Sachver-
haltes muß daher folgendes beachtet werden. Für 
die Tötung eines Tieres können unter dem Aspekt 
des Tierschutzes allein die geltenden veterinärmedi-
zinischen Erkenntnisse und Regeln herangezogen 
werden. In dem Buch „Tierschutzpraxis" von Drawer 
und Ennulat, Gustav Fischer Verlag, Stuttgart, das 
unter Mitwirkung namhafter veterinärmedizinischer 
Sachverständiger aus Wissenschaft und Praxis 1977 
erschien, ist bei kleinen Katzen bis zu einigen Tagen 
nach der Geburt der Kopfschlag, also die Zertrüm-
merung der Schädeldecke, als Mittel der Wahl an-
gegeben. In den ersten Lebenstagen einer jungen 
Katze ist danach eine dem Tod vorangehende Be-
täubung nicht immer mit Sicherheit zu erreichen. 

Für die Tötung älterer Jungkatzen werden CO2-
Inhalation sowie die Injektion bestimmter Barbitu-
rate als tierschutzgerecht empfohlen. Zur Tötung 
erwachsener Katzen sind als Alternative zu be-
stimmten Injektionsmitteln auch Inhalationsmittel, 
darunter Chloroform, tierschutzgerecht. Wie bei der 
Verwendung aller derartigen Mittel sind Kenntnisse 
der Dosierung und Anwendung je nach Lage des 
Einzelfalles zu beachten. Diese Voraussetzungen 
werden in § 4 des Gesetzes ausdrücklich verlangt. 

Bei dieser Sachlage vermag die Bundesregierung 
die Notwendigkeit einer Konkretisierung dieser Vor-
schriften nicht zu erkennen. Auf die Interpretation 
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dieser Vorschriften im Einzelfall durch die Ge-
richte hat die Bundesregierung keinen Einfluß. Auch 
vermag die Bundesregierung Folgerungen in dem 
angesprochenen Sinne aus- diesem Urteil des Ober-
landesgerichtes Karlsruhe nicht zu ziehen. Die in 
Rede stehenden Tötungsarten bei Katzen müssen 
zwar vom menschlichen Gefühl her als belastend 
empfunden werden. Sie entsprechen jedoch dem 
derzeitigen Stand der veterinärmedizinischen Er-
kenntnisse und Regeln und somit dem Gebot des 
Tierschutzgesetzes. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine 
Zusatzfragen. — Herr Staatssekretär, ich danke Ih-
nen. Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten beantwortet. Denn der Herr Ab-
geordnete Kiechle hat um schriftliche Beantwortung 
der beiden von ihm eingereichten Fragen — 34 und 
35 — gebeten. Dem wird entsprochen. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beantwor-
tung steht der Parlamentarische Staatssekretär 
Buschfort zur Verfügung. 

Frage 36 ist vom Herrn Abgeordneten Stutzer 
eingereicht. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, 
wenn Sie gestatten, würde ich gerne die Fragen 36 
und 37 im Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Kol-
lege ist einverstanden. Ich rufe also beide Fragen 
auf: 

Welches Defizit erwartet die Bundesregierung 1979 unab-
hängig von der Vorlage des Haushaltsplans der Bundesanstalt 
für Arbeit im Herbst dieses Jahres im Haushalt dieser Bundes-
anstalt, und welche finanziellen Konsequenzen ergeben sich hier-
aus für die Bundesregierung? 

Zieht die Bundesregierung in Erwägung, die Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung noch in dieser Wahlperiode zu er-
höhen, oder soll der Bundeshaushalt einen Teil der Lasten 
übernehmen? 

Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Stutzer, nach § 216 des Arbeitsförderungsgesetzes 
wird der Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit von 
deren Vorstand auf- und von dem Verwaltungsrat 
festgestellt. Vor der Entscheidung der Organe die-
ser Selbstverwaltungskörperschaft besteht weder die 
Möglichkeit noch Veranlassung, exakte Aussagen 
über die Höhe eines möglichen Defizits im Haus-
halt 1979 zu machen. Insbesondere auch die Ent-
scheidungen über die Ansätze für Kann-Leistungen 
im Haushaltsplan 1979 werden von großer Bedeu-
tung für die Ausgaben des Jahres 1979 sein. 

Die im Haushaltsplan der  Bundesanstalt für Arbeit 
für das Haushaltsjahr 1978 vorgesehenen Ausgaben 
können durch Einnahmen aus Beiträgen und Umla-
gen sowie Entnahme aus der Rücklage gedeckt wer-
den. Hinsichtlich des Haushaltsplanes für das Jahr 
1979 sind aus den von mir bereits genannten Grün-

den heute noch keine Aussagen über die Deckung 
eines Finanzierungsdefizits möglich. Deshalb be-
stehen zur Zeit innerhalb der Bundesregierung keine 
Pläne, eine Erhöhung der Beiträge zur Bundesan-
stalt für Arbeit dem Gesetzgeber vorzuschlagen. 
Entscheidungen über die Deckung von Defiziten bei 
der Bundesanstalt für Arbeit werden erst mit den 
grundsätzlichen Entscheidungen über die Haushalte 
der Bundesanstalt und des Bundes für das Jahr 1979 
getroffen werden. Die Bundesregierung wird dann 
die Maßnahmen ergreifen, die auch auf Grund der 
wirtschaftlichen Entwicklung notwendig und ange-
messen sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da Sie 
gesagt haben, es sei Ihnen nicht möglich, vor der 
Aufstellung des Haushalts der Bundesanstalt für Ar-
beit etwas über die Entwicklung im Jahr 1979 zu 
sagen, muß ich fragen: Steht diese Feststellung, man 
könne heute noch nicht wissen, wie 1979 der Ar-
beitsmarkt aussieht, nicht in Widerspruch zum 
neuen Rentenanpassungsbeicht der Bundesregie-
rung, der für 1982 noch mit mindestens einer Million 
Arbeitsloser rechnet? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
wissen, zu welchem Zweck eine Berechnungsgrund-
lage für den Rentenanpassungsbeicht vorhanden 
sein muß. Ob die tatsächliche Zahl der Beschäftig-
ten bzw. die tatsächliche Zahl der Arbeitslosen im 
nächsten Jahr oder in den nächsten Jahren so sein 
wird, wie dort angenommen, kann keiner voraus-
sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, muß ich 
aus dieser Antwort schließen, daß Sie zwar im Ren-
tenbericht vorauszusagen versuchen, wie viele Ar-
beitslose wir bis 1982 haben werden, aber heute 
nicht voraussagen können, daß wir 1979 mindestens 
eine Million Arbeitslose haben werden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stut-
zer, ob wir es gern haben oder nicht: Für die Renten-
anpassungsberichte ist eine solche Festlegung vor-
geschrieben; für die Bundesanstalt für Arbeit gibt 
es eine solche Festlegung nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß die Bundesanstalt für Arbeit 1979 nur 
deshalb mit einem so großen Defizit rechnen muß, 
weil sie für die Arbeitslosen Beiträge zur Renten-
versicherung abführen muß? Und ist damit nicht der 
Beweis erbracht, daß die Bundesregierung das Loch 
in der Rentenversicherung auf Kosten anderer So-
zialversicherungszweige zu stopfen versucht? 
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Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stut-
zer, ich kann diese Ihre Auffassung nicht teilen. 
Der Herr Kollege Franke beschwert sich in seiner 
Frage, die als nächste ausgedruckt ist, gerade dar-
über, daß die Rentenversicherung mit bestimmten 
Fremdaufgaben belastet wird. Er fragt, ob es nicht 
falsch sei ;  daß diese Aufgaben von der Rentenver-
sicherung finanziert werden. Sie wissen, daß wir 
einige sogenannte Fremdausgaben aus der Renten-
versicherung herausgenommen und den Sozial-
leistungsträgern, die eigentlich dafür zuständig sind, 
zugeordnet haben. Daher verstehe ich diesen Wi-
derspruch innerhalb Ihrer eigenen Fraktion nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die 
letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist in die-
ser Wahlperiode im Rahmen der Aufgaben der Bun-
desanstalt für Arbeit mit Leistungsminderungen zu 
rechnen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Lei-
stungsminderungen im Sinne Ihrer Fragestellung 
können nur dann durchgeführt werden, wenn der 
Bundestag sie beschließt. Was der Bundestag be-
schließen wird, kann ich Ihnen allerdings heute noch 
nicht sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Müller, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Mü ller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmt es also nicht, daß bei der Planung für 1978 
eine Lohnsteigerung von 6,5 % unterstellt wurde, 
obwohl der Jahreswirtschaftsbericht nur 5,5 % als 
Orientierungsrahmen vorsah, und unter diesen Vor-
aussetzungen das Defizit der Bundesanstalt im Jahr 
1979 auf annähernd 4 Milliarden DM steigt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, Sie wissen, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
zu einem anderen Zeitpunkt ihren Haushaltsplan 
festgesetzt und die Vorschläge unterbreitet hat, als 
dem, in dem der Jahreswirtschaftsbericht uns im 
Bundestag beschäftigte. Daher ist diese Abweichung 
durchaus verständlich. Denn die Bundesanstalt hat 
— auch auf eigenen Daten aufbauend — ihren Haus-
haltsplan vorgelegt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich gebe 
Ihnen eine letzte Zusatzfrage. Dann gehen wir zur 
nächsten Frage über. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
gilt die Zusage der Bundesregierung nicht mehr oder 
nach wie vor — ich weiß es nicht —, wonach die 
Erhöhung des Beitrags für die Bundesanstalt für 
Arbeit im Rahmen des Haushaltsstrukturgesetzes 
nur vorübergehend von 2 auf 3 % vorgenommen 
worden ist? Und bis wann ist damit zu rechnen, 
daß der Beitrag auf 2 % zurückgeführt wird? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Müller, diese Zusatzfrage steht nicht in dem 
erforderlichen unmittelbaren Zusammen mit der ur-
sprünglichen Frage. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Doch!) 

— Nein. Sie haben nach der Erhöhung gefragt. 
Aber ich gehe davon aus, daß der Herr Staatssekre-
tär das im Gesamtzusammenhang beantwortet. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, die Zusage gilt natürlich nach wie vor. Sobald 
die finanziellen Möglichkeiten es erlauben — Sie 
werden verstehen, daß wir eine solche Mitteilung 
dem Hohen Haus gern machen würden —, kann der 
Beitrag natürlich auch wieder gesenkt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Fragen 38 und 39 des Herrn Abgeordneten 
Franke auf. — Er ist nicht im Saal. Die beiden von 
ihm eingereichten Fragen werden schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Fragen 40 und 41 des Herrn Abge-
ordneten Heyenn auf. — Der Herr Abgeordnete 
ist nicht im Saal. Die Fragen werden schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Nunmehr rufe ich die Frage 42 des Herrn Abge-
ordneten Horstmeier auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der mit Wirkung vom 
1. Juli 1976 in das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte eingefügte § 2 Abs. 2 Satz 2 dazu führt, daß die per-
sönlich haftenden Gesellschafter eines als Personenhandels-
gesellschaft betriebenen Industrieunternehmens, zu dem auch ein 
landwirtschaftlicher Betrieb gehört, krankenversicherungspflichtig 
in der Krankenversicherung der Landwirte werden, und zwar 
ohne Befreiungsmöglichkeit, sofern der Einheitswert des land-
wirtschaftlichen Betriebs 60 000 DM nicht überschreitet, und wenn 
ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

.Ich sehe, daß diese Frage mit der ebenfalls vom 
Herrn Abgeordneten Horstmeier eingebrachten 
Frage 43 in einem gewissen Zusammenhang steht. 
Herr Staatssekretär, wollen Sie die gemeinsam be-
antworten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Ja, gern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der 
Herr Abgeordnete ist einverstanden. Ihm bleiben 
vier Zusatzfragen. Dann rufe ich auch die Frage 43 
des Herrn Abgeordneten Horstmeier auf: 

Wird die Bundesregierung Maßnahmen mit dem Ziel ein-
leiten, zu verhindern, daß in die Krankenversicherung der Land-
wirte Personen einbezogen werden, für die sie nicht geschaffen 
ist? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, die von Ihnen angesprochenen Gesell-
schafter einer Personenhandelsgesellschaft, die ein 
landwirtschaftliches Unternehmen betreibt, unter-
liegen nur unter folgenden gesetzlichen Voraus-
setzungen der Versicherungspflicht in der Kranken-
kenversicherung der Landwirte: Es ist erforderlich, 
daß die Gesellschafter entweder persönlich haupt-
beruflich in dem landwirtschaftlichen Unternehmen 
tätig sind, ohne dort Arbeitnehmer zu sein, oder 
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daß sie selbst Flächen in das landwirtschaftliche 
Unternehmen eingebracht haben. Diese Flächen 
müssen im Zeitpunkt der Einbringung eine auf Bo-
denbewirtschaftung beruhende Existenzgrundlage 
gebildet haben und von dem Gesellschafter selbst 
bis zur Einbringung mindestens ein Jahr als land-
wirtschaftliches Unternehmen bewirtschaftet wor-
den sein. 

Dieser so abgegrenzte Personenkreis ist derart 
eng mit der Landwirtschaft verbunden, daß seine 
Einbeziehung in die Krankenversicherung der Land-
wirte durchaus gerechtfertigt ist. Er kann daher 
auch hinsichtlich der Befreiungsmöglichkeit nicht 
anders behandelt werden als die übrigen landwirt-
schaftlichen Unternehmer. 

Herr Kollege, ich gehe davon aus, daß Ihre zweite 
Frage nicht den vorgenannten Personenkreis be-
trifft, sondern die sogenannten Berufsfremden, die 
in der Krankenversicherung der Landwirte deswe-
gen versichert sind, weil das landwirtschaftliche 
Unternehmen auf ihre Rechnung geht. Nach dem 
Recht der Krankenversicherung der Landwirte sind 
landwirtschaftliche Unternehmer versicherungs-
pflichtig, wenn ihr Unternehmen eine auf Boden-
bewirtschaftung beruhende Existenzgrundlage bil-
det. Für die Feststellung der Existenzgrundlage ist 
es nicht entscheidend, ob die Landwirtschaft die ein-
zige oder die Haupteinnahmequelle darstellt. Das 
Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 
folgt mit dieser objektiven Betrachtungsweise dem 
in der Altershilfe für Landwirte geltenden Recht. 

Ich räume ein, daß dies in Einzelfällen dazu füh-
ren kann, daß Berufsfremde in die Versicherten-
gemeinschaft der Landwirte einbezogen werden. 
Zwar könnte man daran denken, die Versicherungs-
pflicht nicht eintreten zu lassen, wenn die sonsti-
gen Einnahmen gegenüber dem Ertrag aus dem 
landwirtschaftlichen Unternehmen z. B. erheblich 
überwiegen. Dies wäre aber nicht unproblematisch. 
Denn es ist außerordentlich schwierig, eine gerech-
te und praktikable Abgrenzung zwischen den Per-
sonen zu finden, die der landwirtschaftlichen Kran-
kenversicherung angehören und damit zum Solidar-
ausgleich beitragen sollten, und denjenigen, die von 
dem Versicherungsschutz ausgeschlossen sein soll-
ten. Eine Unterscheidung ist bei den Beratungen 
über den Entwurf des Gesetzes über die Kranken-
versicherung der Landwirte und auch später von 
den Beteiligten nicht vorgeschlagen worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
der Bundesregierung bekannt, daß es sich bei die-
sem Personenkreis in erster Linie um Hobby-Land-
wirte handelt und daß sie auch den niedrigsten Bei-
trag zahlen, weil sie nur eine kleine Fläche bewirt-
schaften, dafür aber die vollen Solidarleistungen 
auf Kosten der anderen entgegennehmen und ist 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Darf 
ich vorschlagen, daß jetzt erst einmal die eine 

Frage beantwortet wird. Sie haben noch drei wei

-

tere Zusatzfragen. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das von Ihnen angesprochene Beispiel ist uns ge-
läufig, nur ist es sehr schwierig, eine umfassende 
Antwort zu geben. 

Richtig ist, daß z. B. ein Pferdeliebhaber, der 
auch Pferdezucht betreibt, möglicherweise unbe-
rechtigt Mitglied einer landwirtschaftlichen Kran-
kenkasse sein kann. Darauf kommt es aber nicht an. 
Es ist nur die Frage zu stellen, ob es möglich wäre, 
von dem wirtschaftlichen Ergebnis dieser Einnahme-
quelle zu leben. Von daher ist die Abgrenzung so 
schwierig. Sie wissen, daß auch bei der Beratung 
dieses Gesetzes gerade diese Fragen eine besondere 
Rolle gespielt haben. Wir vermögen eine befriedi-
gendere Abgrenzung in diesen Fragen nicht vorzu-
nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Horstmeier, Sie wollen keine weiteren Zusatzfra-
gen stellend Meine Damen und Herren, man sieht 
aus den Fragen und Antworten, wie schwer es ist, 
Gerechtigkeit herzustellen. 

Der Abgeordnete Dr. Wittmann (München) hat 
um schriftliche Beantwortung der von ihm einge-
reichten Fragen 44 und 45 gebeten. Dem wird ent-
sprochen. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Die Frage 46 des Abgeordneten Meininghaus wird 
auf seinen Wunsch schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 47 des Abgeordneten Wüster 
auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Dann werden diese und die ebenfals vom Abgeord-
neten Wüster eingebrachte Frage 48 schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Der Herr Abgeordnete Ziegler hat um schriftliche 
Beantwortung der von ihm eingereichten Frage 49 
gebeten. Diesem Wunsch wird entsprochen. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
beantwortet. Herr Staatssekretär Buschfort, ich 
danke Ihnen. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht der Parlamentarische Staatssekre-
tär Grüner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 63 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Steger auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird daher schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 64 der Frau Abgeordneten Hür-
land auf. — Ich sehe die Frau Kollegin nicht im Saal. 
Frage 64 wird — ebenso wie Frage 65 derselben 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Fragestellerin 	schriftlich beantwortet. Die Ant

-

worten als Anlagen abgedruckt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Daß der Ge

-

schäftsbereich so rasch drankommt!) 

Herr Kollege, das ist, wie Sie wissen, eine Frage 
der Anwesenheit. Ich würde Ihnen empfehlen, daß 
Sie mit der bei Ihnen gewohnten Aktivität vielleicht 
durch Anrufe die Kollegen veranlassen zu kommen; 
dann wäre heute mittag ein weiter Tätigkeitsbereich 
gegeben. 

Die Fragen 66 und 67 sind von dem Herrn Abge-
ordneten Dr. Spöri eingebracht. — Der Abgeordnete 
ist nicht im Saal. Die beiden Fragen werden schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 68 des Herrn Abgeordneten 
Kirschner auf. — Der Abgeordnete Kirschner ist 
nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich bedaure, daß wir Sie um-
sonst bemüht haben. Ich habe noch zusätzlich aus-
rufen lassen, daß in der Fragestunde der Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft aufge-
rufen wird. Ich sehe aber, daß uns das auch nicht 
geholfen hat. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Dr. von Bülow steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 51 und 52 sind von dem Herrn Abge-
ordneten Lintner eingebracht. — Der Herr Abgeord-
nete Lintner ist nicht im Saal. 

Die Fragen 53 und 54 sind von dem Herrn Abge-
ordneten Schröder (Lüneburg) eingebracht. — Der 
Herr Abgeordnete Schröder ist nicht im Saal. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Wir nehmen den 
ganzen Bereich zurück, Herr Präsident!) 

— Jetzt kommt die Frage des Herrn Kollegen Jäger 
(Wangen) an die Reihe. Wollen Sie die Fragen zu-
rücknehmen oder zurückstellen? 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Wir wollen die 
Fragen dieses gesamten Bereichs zurück

-

stellen!) 

- Das gilt bis einschließlich Frage 62 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Abelein. Ist das richtig? 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Bis 62 ein

-

schließlich!) 

Die Fragesteller der Fragen 51 bis 62 ziehen ihre 
Frage zurück, um sie gegebenenfalls wieder ein-
bringen zu können. Ich stimme dern Verfahren zu. 

Die Fragen 69 und 70 sind von dem Herrn Abge-
ordneten Möllemann eingebracht. Der Herr Ab-
geordnete Möllemann ist nicht im Saal. Die beiden 
Fragen werden' her schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Das gilt auch für Frage 71 des Herrn Abgeordne-
ten Pawelczyk. 

Herr Staatssekretär, was so sehr lange zu dauern 
schien, ist nun sehr kurz erledigt worden. Ich danke 
Ihnen, daß Sie uns zur Verfügung gestanden haben. 
Damit ist der Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung beantwortet. 

Ich wäre dankbar, wenn noch einmal ausgerufen 
würde, daß nunmehr der Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
aufgerufen wird. Anschließend wird der Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen aufgerufen. 

Ich rufe die Frage 72 des Herrn Abgeordneten 
Fiebig auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um im Hinblick 
auf die Hersteller von Generica, die sich der Überwachung 
der von ihnen hergestellten und auf dem Markt befindlichen 
Medikamente entziehen, eine bessere Überwachung (drug 
monitoring) von Medikamenten zu erreichen, damit die Arznei-
mittelsicherheit verbessert und die Wettbewerbsgleichheit mit 
den forschenden Unternehmen, die bisher allein die Über-
wachung zu tragen haben, gewährleistet wird? 

Ich freue mich, daß der Herr Abgeordnete Fiebig 
im Saal ist. Bitte, Herr Staatssekretär! 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Fiebig, Generica waren nach dem Arzneimittelge-
setz von 1961 im Unterschied zu den Arzneispeziali-
täten nicht registrierungspflichtig, so daß das Bun-
desgesundheitsamt nur lückenhaft über sie unter-
richtet war. Allerdings war zu ihrer Herstellung 
nach dem Arzneimittelgesetz von 1961 eine Herstel-
lungserlaubnis erforderlich: Ihre Herstellung und 
Abgabe unterlagen der Überwachung durch die zu-
ständigen Landesbehörden nach § 40 des Arzneimit-
telgesetzes von 1961. 

Generica, die vom 1. Januar 1978 an neu in den 
Verkehr gebracht werden, unterliegen nunmehr 
nach dem Arzneimittelgesetz von 1976 der Zulas-
sungs- bzw. Registrierungspflicht. Generica, die sich 
schon am 1. Januar 1978 im Verkehr befunden ha-
ben, müssen nach Art. 3 § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Neuordnung des Arzneimittelrechts der zuständigen 
Bundesoberbehörde bis zum 30. Juni 1978 angezeigt 
werden. 

Ich möchte ferner noch darauf hinweisen, daß 
Generica mit Wirkung vom 1. September 1976 nach 
Maßgabe des Gesetzes zur Neuordnung des Arznei-
mittelrechts in das Spezialitätenregister eingetra-
gen werden mußten.  

Das Gesetz zur Neuordnung des Arzneimittel-
rechts stellt sicher, daß Generica intensiv auf ihre 
Risiken beobachtet werden und daß der Verkehr 
mit ihnen durch die Länder überwacht wird. Diese 
Vorschriften umfassen alle Arzneimittel. Insoweit 
wird kein Unterschied zwischen Generica und an-
deren Arzneimitteln gemacht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage, bitte. 

Fiebig (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie es 
für erträglich, daß dann, wenn von einem Arzt oder 
Patienten eine Rückfrage über schädliche Neben- 
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Fiebig 
Wirkungen eines Genericums kommt, der Herstel-
ler von Generica diese Frage an die ursprüngliche 
Erfinderfirma weitergibt, also sich — mit anderen 
Worten — die Hände reinwäscht und sagt: Mit der 
Überwachung des Medikaments habe ich nichts zu 
tun; aber du, Hersteller, Patentinhaber, der du 
ursprünglich das Patent bekommen hast, schlage 
dich jetzt mit der Anfrage herum? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fiebig, 
ich finde, dies ist ein höchst ungewöhnliches Ver-
fahren, aber ich sehe keine Handhabe, dagegen ein-
zuschreiten. Es ist dem jeweiligen Patienten belas-
sen, bei wem er sich nach Risiken erkundigt. Ich 
hoffe sehr, daß die Erfahrungen, die wir ja mit dem 
neuen Arzneimittelgesetz, das zu Beginn des Jahres 
in Kraft getreten ist, machen werden, künftig auch 
solche Probleme regeln lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Fiebig (SPD) : Herr Staatssekretär, wie stellt sich 
dieses Problem denn unter dem Gesichtspunkt der 
Wettbewerbsgleichheit dar, da der Hersteller von 
Generica ja nicht die Entwicklungskosten eines Me-
dikaments zu tragen hat? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fiebig, 
Gesichtspunkte der Wettbewerbsgleichheit fallen 
nicht in den Zuständigkeitsbereichs des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit. Ich kann 
den Sachverhalt nur unter den Kriterien, die das 
Arzneimittelrecht dafür vorsieht, beurteilen. Das 
sind, wie Sie wissen, die Kriterien der Wirksamkeit, 
der Unbedenklichkeit und der Qualität. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich höre, daß Frau Abgeordnete 
Eilers, die die nächsten beiden Fragen eingebracht 
hat, auf dem Weg hierher ist. Wegen des schnellen 
Ablaufs der Fragestunde werde ich diese Fragen 
nachher noch aufrufen. Herr Staatssekretär, ich 
wäre dankbar, wenn Sie so lange hier blieben. Eben-
so werde ich die Frage eines jeden Fragestellers, 
der jetzt noch kommt, nachträglich aufrufen. Ich 
bitte dafür angesichts der besonderen Situation um 
Verständnis. 

Wir unterbrechen an dieser Stelle die Beantwor-
tung der Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr und für das Post- und Fernmelde-
wesen auf. Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Wrede steht zur Beantwortung der Fragen zur Ver-
fügung. Ich rufe zunächst die Frage 79 des Herrn 
Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) auf: 

Welche Stellungnahmen haben die Küstenländer zu dem Re-
ferentenentwurf für ein neues Seeunfalluntersuchungsgesetz ab-
gegeben, und ist auf Grund dieser Stellungnahmen überhaupt 
noch damit zu rechnen, daß die Seeämter der Kompetenz der 
Länder entzogen werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Wrede, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, die Küstenländer haben zu zahlreichen 
Sachfragen des Referentenentwurfs eingehend Stel-
lung genommen. Die Stellungnahmen werden be-
rücksichtigt. Dem Übergang der Zuständigkeit für 
die Seeunfalluntersuchung auf den Bund hat das 
Land Bremen zugestimmt. Das Land Hamburg hat 
sich eine Erklärung vorbehalten, aber darauf hinge-
wiesen, daß eine Zustimmung nicht ausgeschlossen 
sei. Die Länder Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein haben die beabsichtigte Regelung bislang ab-
gelehnt, aber Verhandlungsbereitschaft für den Fall 
angedeutet, daß der Bund in diesen Ländern minde-
stens ein Seeamt einrichtet. Die Auffassung der 
Bundesregierung hat sich dadurch nicht geändert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, hat sich das Land Niedersachsen in 
diesem Zusammenhang auch für die Erhaltung des 
Seeamtes Emden eingesetzt, und ist die Bundes-
regierung eventuell bereit, diese Forderung zu un-
terstützen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Ich hatte gerade ge-
sagt: Die Haltung der Bundesregierung hat sich nicht 
verändert. Es bleibt den weiteren Verhandlungen 
vorbehalten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

(Schröder [Wilhelminenhof] [CDU/CSU] : 
Meine erste Frage ist aber nicht beantwor

-

tet worden!) 

— Herr Kollege, das ist Ihre Meinung. Der Herr 
Staatssekretär kann im Rahmen seiner Möglichkei-
ten so antworten, wie er es für richtig hält. Sie ha-
ben aber noch eine zweite Zusatzfrage. Bitte! 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Dann 
möchte ich die erste Frage noch einmal wiederholen, 
weil sie sich nicht auf die Stellungnahme der Bun-
desregierung, sondern auf das Verhalten des Landes 
Niedersachsen im Hinblick auf die Erhaltung des 
Seeamtes Emden bezieht. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe Sie jetzt nicht verstanden. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Hat das 
Land Niedersachsen sich für die Erhaltung des See-
amtes Emden eingesetzt? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Dies kann ich Ihnen 
im Moment aus meinen Akten, die ich hier zur Ver-
fügung habe, nicht sagen. Diese Frage kann ich Ih-
nen leider nur schriftlich beantworten. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
dann die Fragen 84 und 85 des Herrn Abgeordneten 
Glos auf: 

Treffen Pressemitteilungen zu, denenzufolge die Bundesregie-
rung beabsichtigt, für Bundesautobahnen die Geschwindigkeit 
nachts auf 110 Stundenkilometer zu begrenzen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls die Aus

-

wirkungen einer derartigen Maßnahme auf die Situation der 
deutschen Automobil- und Zuliefererindustrie, nachdem bereits 
durch Franc- und Dollarschwäche negative Auswirkungen auf 
diese Branche zu befürchten sind? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Pressemeldungen treffen nicht zu. Die Frage nach 
den Auswirkungen auf die deutsche Automobilindu-
strie ist damit auch gegenstandslos. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 78 des Herrn Abgeordneten Len-
zer auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung plant, die Busse der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost in 21 
private regionale Verkehrsgesellschaften einzubringen, und 
welche Überlegungen waren gegebenenfalls dafür maßgebend? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, seit 
1966 ist die Bundesregierung mit der Frage befaßt, 
die Omnibusdienste von Bahn und Post in einer ver-
kehrspolitisch und ökonomisch sinnvollen Weise zu-
sammenzuführen. Die Zielsetzung für die Bildung 
einer Bus- und Unternehmensgruppe von Bahn und 
Post mit handelsrechtlichen Regionalverkehrsgesell-
schaften sind erstens die Förderung der notwendigen 
Regionalisierung des gesamten öffentlichen Nahver-
kehrs durch entsprechend organisierte Bundesunter-
nehmen, zweitens Stärkung der Rolle der Deutschen 
Bundesbahn als Transportunternehmen auch im 
Straßenpersonenverkehr, drittens Fortführung des 
gemeinwirtschaftlichen Verkehrsangebots, beson-
ders in ländlichen Räumen, viertens Entlastung des 
Bundeshaushalts, fünftens Sicherung des sozialen 
und rechtlichen Status der Beschäftigten. 

 
Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist ange-
sichts dieser Umstrukturierung, wobei sicherlich zu 
erwarten ist, daß dann diese Gesellschaften nach 
sehr strengen betriebswirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten ihr Angebot ausrichten werden, dann noch si-
chergestellt, daß auch strukturschwache Gebiete voll 
flächendeckend bedient werden können? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, das 
ist sichergestellt; denn es ist nicht die Absicht dieser 
Umstrukturierungsmaßnahme, gerade im ländlichen 
Bereich den Verkehr zu verdünnen, sondern die Ab-
sicht ist, dort ein ausreichendes Angebot an öffent-
lichem Nahverkehr sicherzustellen. Dies kann da-
durch sichergestellt werden, daß die Bundesbahn, 
die ja auch mit 60 % an diesen Gesellschaften be-
teiligt ist, durch die entsprechenden Verträge For-
derungen erheben kann, bestimmte Strecken zu be-
dienen. Dies kann im übrigen natürlich auch durch 

die einschlägigen Paragraphen des Personenbeför-
derungsgesetzes abgesichert werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in wel-
cher Weise — und ich wäre dankbar, wenn Sie das 
auch vielleicht einmal quantifizieren könnten — sol-
len die kommunalen Gebietskörperschaften an die-
sen Gesellschaften beteiligt werden? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Überhaupt nicht, Herr 
Kollege. Diese Regionalgesellschaften sind eine Zu-
sammenfassung der bisherigen Busdienste bei Bahn 
und Post. Diese Regionalgesellschaften sollen dann, 
was die Beteiligung betrifft, zu 60 % in der Hand 
der Deutschen Bundesbahn und zu 40 % in der Hand 
der Deutschen Bundespost sein. Das Ziel ist aller-
dings darüber hinaus, durch diese Regionalisierung 
diese Gesellschaften kooperationsfähig mit öffent-
lichen Nahverkehrsunternehmen zu machen, etwa 
mit VöV-Unternehmen oder auch privaten Omnibus-
unternehmern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich kehre jetzt noch einmal zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit zurück. Frau Kollegin Eilers 
ist hier; ihre Fragen 73 und 74 werden einzeln be-
antwortet. Ich rufe zunächst die Frage 73 auf: 

In welchem Rahmen und in welchem Ausmaß hat die Bundes-
regierung bisher öffentliche Aufklärung über die Situation 
anfallskranker Bürgerinnen und Bürger (Epileptiker) durchgeführt 
oder deren Durchführung gefördert? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Eilers, 
im Rahmen der seit 1975 im Auftrage der Bundes-
regierung durchgeführten Aufklärungsaktion „Men-
schen wie wir" wurde zum Abbau von Vorurteilen 
gegenüber behinderten und psychisch kranken Men-
schen die Notwendigkeit des Verständnisses für die 
Situation der Anfallskranken besonders angespro-
chen. 

Die Aktion „Menschen wie wir" wird flankiert 
durch eine Schriftenreihe der Bundesarbeitsgemein-
schaft „Hilfe für Behinderte e. V." unter dem Titel 
„Kommunikation zwischen Partnern ...". Mit der 
finanziellen Förderung durch die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung wurde 1976 hierzu das 
Heft 4 „Epileptiker leiden an ihrer Erkrankung und 
an den Vorurteilen ihrer Mitmenschen" herausgege-
ben und im Verlauf der letzten Jahre erneut auf-
gelegt. In der Broschüre „Menschen wie wir" sind 
in einem Abschnitt speziell Behinderungen, die in-
folge von Hirnschädigungen entstehen, und die ent-
sprechenden Rehabilitationsmöglichkeiten beschrie-
ben. Hierunter fällt auch die Erkrankung an Epilep-
sie. 

In der Schrift „Wir sind Menschen wie ihr auch" 
wird die Bevölkerung neben allgemeinen Verhal-
tenshinweisen für den Umgang mit Behinderten spe-
ziell auf die Lebenssituation eines Epileptikers hin-
gewiesen. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 80. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. März 1978 	6323 

Parl. Staatssekretär Zander 
In diesen Bereich gehört auch die Förderung der . 

 „Deutschen Sektion der Internationalen Liga gegen 
Epilepsie".  Sie erhielt 1977 einen Zuschuß aus Bun-
desmitteln für den Druck und den Versand der Bro-
schüre „Die epileptischen Anfalllskrankheiten" in 
Höhe von 30 000 DM. Es handelt sich hier um einen 
Leitfaden für Erzieher, Fürsorger, Arbeits- und Be-
rufsberater. Auch für 1978 ist dazu eine Förderung 
in Höhe von 10 000 DM vorgesehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie es als eine Möglichkeit ansehen, den 
Einrichtungen, in denen besonders Epilektiker zur 
Behandlung eingewiesen sind, eine erhöhte Quote 
von solchen Broschüren zur Verfügung zu stellen, 
damit auch der selbst betroffene Mensch sieht, was 
für ihn getan wird? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich werde das gerne 
im Rahmen unserer Möglichkeiten tun; denn es geht 
ja speziell um die Zielgruppe und die Information 
darüber, und es ist ja auch durchaus wünschens-
wert, daß ein Kranker dann an seine Umgebung 
eine derartige Broschüre weiterreicht, damit die 
Menschen, mit denen er zu tun hat, darüber infor-
miert werden. Ich werde das gern anregen. Aller-
dings wäre ich dankbar, wenn dann entsprechende 
Anforderungen etwa an die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung gerichtet würden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage? 	Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe dann die Frage 74 der Abgeordneten Frau 
Eilers auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nur durch 
eine konsequente Verbesserung der Aufklärung der Bürger 
über Anfallskrankheiten in der Öffentlichkeit bestehende Vor-
urteile abgebaut werden können, und welche Möglichkeiten sieht 
sie, im Rahmen der Bundeszentrale für Gesundheitliche Aufklä-
rung in Köln solche verstärkte Aufklärungsarbeit durchzuführen 
oder deren Durchführung zu fördern? 

Bitte! 

Zander, Parl. 'Staatssekretär: Die auf der Basis 
einer speziellen Konzeption und systematischen Stra-
tegie durchgeführte Aufklärungsaktion „Menschen 
wie wir" zeigt, daß die Bundesregierung ebenfalls 
dieser Auffassung ist. Diese Aktion wird auch in 
den kommenden Jahren weitergeführt. Außerdem 
läuft seit Jahren eine generelle Aktion bei der Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung mit dem 
Ziel, die angebotenen Vorsorge- und Früherken-
nungsuntersuchungen mehr in Anspruch zu nehmen, 
um Fehlentwicklungen zu verhindern oder recht-
zeitig zu erkennen, und in diesem Zusammenhang 
eine präventive Vorsorge, Behandlung und Nach-
sorge auch der Anfallskranken zu erreichen, wie sie 
im Schlußbericht der Sachverständigenkommission 
zur Erarbeitung einer Enquete über die Lage der 
Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland u. a. 
empfohlen wurde. Die Sachverständigenkommission 
stützt sich dabei auf die 1973 von der Deutschen 

Forschungsgemeinschaft herausgegebene Denkschrift 
über Epilepsie. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie mit mir der Auffassung, daß nach der Her-
ausgabe der Enquete zur Situation der Epilepsie 
in Deutschland die Motivation, sich um diese Frage 
zu kümmern, in der Bevölkerung zugenommen hat, 
oder haben Sie kein entsprechendes Echo in Ihrem 
Haus bekommen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Doch, ich glaube 
schon, daß diese Enquete die Bevölkerung über diese 
Problematik stärker informiert hat. Allerdings be-
schränkt sich die verstärkte Information nach mei-
nem Eindruck auf fachlich besonders interessierte 
Bevölkerungsschichten. Von einer sehr in die breite 
gehenden Information über die Problematik kann 
man bedauerlicherweise noch nicht sprechen. 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Sähen Sie die Mög-
lichkeit, diese Information auch über die Zentrale 
für gesundheitliche Aufklärung noch intensiver an 
die Bevölkerung heranzutragen? Denn ich glaube, 
daß gerade bei den Menschen, die — wie ich — 
aus einem Gebiet kommen, in dem der Heilung 
von Epilepsiekranken bzw. deren Behandlung ei n 

 großer Raum eingeräumt wird, das Mitgehen noch 
intensiver gepflegt werden müßte. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
nutzt gern jede geeignete Möglichkeit, die Infor-
mation der Bevölkerung über diese spezielle Pro-
blematik zu vertiefen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
beantwortet. Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, wir kehren nunmehr 
zum Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen zurück. 

Die Fragen 75 des Abgeordneten Müller (Norden

-

ham), 76 des Abgeordneten Ewen und 77 des Ab-
geordneten Grobecker werden auf Wunsch der 
Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 80 und 81 des Abgeordneten Dr. Dol-
linger und die Frage 82 der Abgeordneten Frau 
Simonis werden, da die Fragesteller nicht im Saale 
sind, ebenfalls schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 83 des Herrn Abge-
ordneten Niegel auf: 

Wie wirkt sich der von Osterreich geplante Straßenverkehrs-
beitrag nach dem Erkenntnisstand der Bundesregierung auf die 
deutsche Exportwirtschaft aus, und welche Schritte hat die Bun-
desregierung unternommen, um eine derartige Maßnahme durch 
die östereichische Regierung zu verhindern? 
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Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Niegel, 
die österreichische Regierung hat den im Januar 
dieses Jahres vorgelegten Gesetzentwurf über die 
Einführung eines Straßenverkehrsbeitrages grund-
sätzlich überarbeitet und dabei vor allem eine er-
hebliche Absenkung der ursprünglichen Beitrags-
sätze vorgesehen. Die endgültige Entscheidung der 
österreichischen Regierung bleibt abzuwarten, ehe 
genauere Angaben über die Auswirkungen möglich 
sind. Der Export wird — je nach Transportkosten-
empfindlichkeit der Güter — unterschiedlich be-
rührt. Andere Faktoren, etwa die unterschiedliche 
Nachfrageelastizität der Güter, werden sich eben-
falls auswirken. Die Bundesregierung wird den wei-
teren Entscheidungsprozeß aufmerksam beobachten. 

Der Bundesminister für Verkehr hat dem Präsi-
denten des Rates für Verkehr bei der Europäischen 
Gemeinschaft unmittelbar nach Bekanntwerden des 
österreichischen Gesetzentwurfs vorgeschlagen, die 
Kommission durch den Ministerrat zu beauftragen, 
für die Gemeinschaft unverzüglich Verhandlungen 
mit der österreichischen Regierung aufzunehmen. 
Ziel dieser Verhandlungen soll es sein, die öster-
reichische Seite zu überzeugen, daß ein isoliertes, 
einzelstaatliches Vorgehen nicht zu einer befrie-
digenden Lösung dès Problems in Europa beiträgt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bei der österreichischen Regierung 
bilateral dahin gehend vorstellig geworden, daß sie 
darauf hingewiesen hat, daß der geplante Straßen-
verkehrsbeitrag eine Diskriminierung insbesondere 
für die deutsche Verkehrswirtschaft beinhalten wür-
de, und hat sie angedeutet, daß auch Osterreicher, 
insbesondere das österreichische Transportgewerbe, 
die deutschen Straßen benutzen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung nutzt alle ihr zur Verfügung ste-
henden Möglichkeiten, selbstverständlich auch die 
der bilateralen Gespräche mit der österreichischen 
Seite, um auf die besondere Bedeutung dieser Maß-
nahme für den gesamten europäischen Verkehr hin-
zuweisen. Wir hoffen sehr, daß es den gemeinsamen 
Bemühungen gelingt, eine für die Verkehrssituation 
in Europa vernünftige Regelung herbeizuführen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sollte man 
die österreichische Regierung bei den entsprechen-
den Verhandlungen nicht wissen lassen, daß 
Deutschland ein großer Abnehmer österreichischer 
Exporte ist, insbesondere der Agrarexporte? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
denke, daß dies nicht notwendig ist. Ich gehe davon 
aus, daß dies der österreichischen Seite selbstver-
ständlich bekannt ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir stehen damit am Ende der 
heutigen Fragestunde. Die nächsten Fragen, die 
morgen aufgerufen werden, sind die beiden Fragen 
des Abgeordneten Hartmann. Nach den Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes wer-
den die restlichen Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Verkehr und für das Post-
und Fernmeldewesen beantwortet. 

Ich schließe die heutige Fragestunde und berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
Donnerstag, den 16. März, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.31 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage der Abgeordneten Frau Simonis 
(SPD) (Drucksache 8/1612 Frage A 10): 

Wie hoch sind die Gesamtkosten für das Skisportzentrum Strö-
bing, und von wem kann es unter welchen Bedingungen genutzt 
werden? 
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In der BGS-Unterkunft Ströbing ist seit längerer 
Zeit schon eine BGS-Ausbildungshundertschaft un-
tergebracht, in der auch die dienstliche Skiausbil-
dung für den BGS, einschließlich der Förderung von 
Spitzensportlern, betrieben wird. 

Auf Grund des baulichen Zustandes der Unter-
kunft, die ursprünglich nicht als BGS-Liegenschaft 
errichtet wurde, muß diese in erheblichem Umfange 
instand gesetzt werden. Das gilt vor allem für den 
Unterkurftswohnbereich und den Wirtschafts-Be-
treuungsbeieich. 

Zugleich sollen im Zuge der Intensivierung der 
Sport-, insbesondere der Skisportausbildung, die 
nach den neuesten Erkenntnissen auf diesem Gebiet 
notwendigen Ausbildungseinrichtungen geschaffen 
werden (z. B. Einrichtungen zur Konditionsförde-
rung wie Schwimm- und Sporthalle sowie eine so-
genannte Rollerbahn, auf der auch im Sommer und 
schneearmen Zeiten Skilauftraining betrieben wer

-

den kann). 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge-
samten Neu-, Erweiterungs- und Umbauten werden 
nach den Berechnungen der Bauverwaltung in etwa 
7 Millionen DM betragen. 

Nach den aufgestellten Wirtschaftsplänen sind 
die Maßnahmen wie folgt in den Haushalt und in die 
Finanzplanung aufgenommen worden: 

1977/78 	 1,2 Millionen DM 

1979 	 2,6 Millionen DM 

1980 	 3,1 Millionen DM 

1981 	 0,4 Millionen DM. 

Der Bundesminister der Finanzen hat der Gesamt-
ausbauplanung grundsätzlich haushaltsmäßig zuge-
stimmt. Die Ansätze für 1977/78 sind als erste Bau-
phase im Rahmen der Gesamtbaumaßnahmen des 
BGS (Globalveranschlagung) durch die vom Deut-
schen Bundestag verabschiedeten Haushalte gebil-
ligt. 

Die allgemeinen laufenden Bewirtschaftungsko-
sten werden denen anderer Unterkünfte gleichen. 
Die Mehrkosten für die Unterhaltung der Sport- und 
Schwimmhalle lassen sich noch nicht absehen, da 
die gesamte Wasseraufbereitung und evtl. die Be-
heizung durch Solarenergie im Rahmen des For-
schungsprogramms der Bundesregierung für Zu-
kunftsinvestitionen erfolgen soll. 

Abschließend ist zu bemerken, daß der BGS nach 
einem im Jahre 1966 gefaßten Beschluß des Deut-
schen Bundestages gehalten ist, seine Sportanlagen 

soweit dienstlich möglich — zivilen Vereinen, 
Schulen usw. bei Bedarf zur Mitbenutzung zu über-
lassen. 

So wird auch im Rahmen der gegebenen Möglich-
keiten in Ströbing verfahren werden. 

Anlage 3  

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schwencke (Nien-
burg) (SPD) (Drucksache 8/1612 Frage A 12) : 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung sich mehrenden 
Stimmen von jüdischen Mitbürgern bei, die befürchten, daß in 
unserem Staat gegen zunehmende neonazistische Tendenzen nicht 
hinreichend eingeschritten werde (so der Vorsitzende des Direk-
toriums des Zentralrats der Juden in Deutschland, Werner Nach-
mann, in der „Allgemeinen" Nr. XXXIII/9 vom 24 Februar 1978, 
und eine Woche später in der gleichen Zeitung, vom 3. März 
1978, der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde zu Berlin, Heinz 
Galinski), und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
solchen Befürchtungen unserer jüdischen Mitbürger zu begeg-
nen? 

Die Bundesregierung hat volles Verständnis für 
die Befürchtung der jüdischen Mitbürger im Hinblick 
auf die zunehmende Verbreitung von NS-Propa-
ganda. Auch soweit der kommentarlosen Verbrei-
tung von sog. NS-Dokumentationen ausschließlich 
kommerzielle Motive zugrunde liegen, wird der 
sprunghafte Anstieg dieses Handels nicht zuletzt 
deshalb sehr ernst genommen, weil befürchtet wer-
den muß, daß die Jugend hierdurch negativ beein-
flußt wird und diesem Einfluß nicht genügend Ab-
wehrkräfte entgegensetzen kann, weil sie die 
Schrecken der NS-Zeit nicht aus eigenem Erleben 
kennengelernt hat. Zum vorbeugenden Schutz ge-
gen derartige Einflüsse sind hier alle gesellschaft-
lich relevanten Kräfte, insbesondere aber die Erzie-
her aufgerufen, die Jugend gewissenhaft über die 
Erfahrungen der Vergangenheit aufzuklären und 
ihre Abwehrkräfte auch gegen rechtsradikale Ten-
denzen zu wecken. 

Wie Sie wahrscheinlich bereits der Presse ent-
nommen haben werden, hat der Bundesminister der 
Justiz in einem Schreiben an die Justizminister der 
Länder und den Bundesminister des Innern auf die 
zunehmende Verbreitung von NS-Propagandamit-
teln hingewiesen und zum Ausdruck gebracht, daß er 
es für erforderlich hält, daß die zuständigen Staats-
anwaltschaften dafür Sorge tragen, daß ihnen über 
derartige Vorgänge lückenlos berichtet wird, damit 
in solchen Fällen Strafverfahren eingeleitet und 
durchgeführt werden können. 

Die Justizminister der Länder werden ferner ge-
beten, über ihre Erfahrungen mit den Strafvorschrif-
ten der §§ 86, 86 a StGB zu berichten, die das öffent-
liche Verbreiten und Verwenden von Propaganda-
mitteln und Kennzeichen ehemaliger nationalsoziali-
stischer Organisationen unter Strafe stellen. Von 
dem_ Ergebnis dieser Berichterstattung wird es ab-
hängen, ob gesetzgeberische Maßnahmen in Erwä-
gung gezogen werden müssen. 

Die Bundesregierung ist mit den jüdischen Mitbür-
gern der Auffassung, daß alle demokratischen Kräfte 
in der Bundesrepublik der Gefahr des durch eine 
steigende Verbreitung derartiger Propagandamittel 
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möglichen Wiederauflebens nationalsozialistischen 
Gedankenguts mit allen Kräften entgegenwirken 
müssen. Die Bundesregierung ist davon überzeugt, 
daß auf dem Boden des Rechtsstaates und unter 
strikter Anwendung der Gesetze die Gefahr eines 
Wiederauflebens nationalsozialistischer Bestrebun-
gen wirksam bekämpft werden kann. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Langguth 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen A 14 und 15): 

Beharrt die Bundesregierung auf der von Staatssekretär Baum 
in der Fragestunde vom 23. Februar 1978 vorgetragenen Antwort, 
der der Feststellung widersprach, „daß in der Vergangenheit 
Agenten aus dem Bereich des Kommunismus planmäßig in die 
Jugendorganisationen demokratischer Parteien eingeschleust wur-
den" (Antwort auf meine Zusatzfrage), obwohl unterdessen der 
ehemalige Mitarbeiter im Zentralrat der DDR-Staatsjugendorgani-
sation „FDJ", Norbert Stein, in einer Sendung von „Report" am 
7. März 1978 laut „Kommentarübersicht" Nr. 49 des Bundes-
presse- und Informationsamtes zum Ausdruck brachte, daß Ju-
gendorganisationen demokratischer Parteien „unterwandert" wer-
den sollen und daß es Ziel dieser Infiltration sei, „die Ent-
wicklung des Jugendverbandes — egal welchen — dahin gehend 
zu beeinflussen, daß er mehr oder weniger dazu beiträgt, mit 
seinen Aktivitäten das Fundament der Bundesrepublik zu er-
schüttern"? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tatsache, daß nach 
Aussagen des ehemaligen FDJ-Funktionärs Stein in derselben 
Sendung vor allem die „Jungdemokraten" und die Naturfreunde-
jugend" Ziel der Infiltrationsbemühungen des FDJ-Zentralrates 
und des Staatssicherheitsdienstes der DDR darstellen? 

Die Ausführungen des früheren Mitglieds des 
Zentralrats der FDJ, Norbert Stein, in der ARD-
Sendung „Report" am 7. März 1978 stehen nicht im 
Widerspruch zum Inhalt der Antwort des Kollegen 
Baum auf Ihre Zusatzfrage in der Fragestunde vom 
23. Februar, auf die Sie sich beziehen. 

Gegenstand der Ausführungen von Herrn Stein 
waren die Bestrebungen der DDR-Staatsjugend-
organisation FDJ, auf demokratische Jugendorgani-
sationen in der Bundesrepublik Deutschland im Rah-
men ihrer offen und offiziell betriebenen sogenann

-

ten Westarbeit Einfluß zu nehmen. Ihre Zusatzfrage 
hingegen zielte — ebenso wie die Ausgangsfrage 
des Kollegen Becher — auf die planmäßige Ein-
schleusung von Agenten zum Zwecke der Unter-
wanderung demokratischer Organisationen ab, wor-
unter nach dem von Ihnen, sehr geehrter Herr Kol-
lege, gewählten Sprachgebrauch ein verdecktes Vor-
gehen zu verstehen ist. Die Antwort auf Ihre dama-
lige Zusatzfrage bedarf deshalb keiner Korrektur. 

Was die sogenannte Westarbeit der SED wie 
sonstiger Staatsorganisationen der DDR, einschließ-
lich der FDJ anbelangt, hat das „Report"-Interview 
mit Norbert Stein keine neuen Erkenntnisse ver-
mittelt. Die Bundesregierung hat sich in den jähr-
lichen Verfassungsschutzberichten stets auch aus

-

führlich zur Westarbeit geäußert und insbesondere 
dargelegt, daß es Ziel dieser Aktivitäten ist, direkt 
oder indirekt die Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland .im kommunistischen Sinne zu beein-
flussen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Spranger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen A 16 und 17): 

Welche Fälle gewaltamer „Disziplinierung" von nicht völlig 
linientreuen Teilnehmern an DKP-gesteuerten Demonstrationen 
gegen die sogenannten „Berufsverbote" oder für „Abrüstung" 
über die bei der „Abrüstungsdemonstration" in München am 
21. Mai 1977 und bei der „Berufsverbote"-Demonstration in 
Stuttgart am 4. Februar 1978 vorgekommenen hinaus sind der 
Bundesregierung bekannt? 

Welche Erkenntnisse über die Androhung oder Anwendung 
von Gewalt durch Mitglieder orthodox-kommunistischer Organi-
sationen, insbesondere auch des MSB-Spartakus im Universitäts-
bereich, hat die Bundesregierung? 

Zu Frage A 16: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es am Ran-
de von Demonstrationen DKP-beeinflußter Gruppen 
zu tätlichen Auseinandersetzungen zwischen An-
hängern des orthodoxen Kommunismus und An-
dersdenkenden, besonders Anhängern der „Neuen 
Linken", über Parolen auf von Demonstranten mit-
geführten Transparenten gekommen ist. 

Eine vollständige Auflistung von Einzelfällen 
wäre wegen der lediglich lokalen Bedeutung dieser 
Ereignisse nur durch sachlich und zeitlich aufwen-
dige Erhebungen der zuständigen Sicherheitsbehör-
den der Länder möglich. 

Zu Frage A 13: 

Anhänger orthodox-kommunistischer Studenten-
gruppen waren — soweit dies der Bundesregierung 
bekannt ist — im Jahre 1977 an 23 Ausschreitungen 
beteiligt. Die vergleichbaren Zahlen für frühere 
Jahre hat die Bundesregierung jeweils in den ent-
sprechenden Verfassungsschutzberichten veröffent-
licht. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Kuhlwein (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Fragen A 18 und 19) : 
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Welche  Möglichkeit sieht die Bundesregierung, einen steuer- 
lichen Freibetrag nach § 33 a Abs. 3 des Einkommensteuergeset-
zes nicht nur für die Beschäftigung einer Hausgehilfin, sondern 
auch für die Betreuung der Kinder außerhalb des Hauses, z. B. 
in Kindertagesstätten, zu gewähren? 

Wie hoch wäre der Ausfall an Steuereinnahmen bei einer 
solchen Regelung? 

In der Fragestunde der vorigen Woche habe ich 
bereits auf eine entsprechende Anfrage des Kolle-
gen Thüsing Antwort erteilt. 

1. Nach bisheriger Auffassung werden Aufwen-
dungen für die auswärtige Betreuung von Kindern, 
z. B. in Kindertagesstätten, als übliche Unterhalts-
aufwendungen durch das Kindergeld abgegolten. 
Sie können deshalb nicht als außergewöhnliche Be-
lastung berücksichtigt werden (§ 33 a Abs. 1, 5 
EStG). 

Ich darf jedoch auf den zur Veröffentlichung im 
Bundessteuerblatt vorgesehenen Beschluß des Bun-
desverfassungsgerichts vom 11. Oktober 1977 zur 
Gewährung eines einkommensteuerrechtlichen Frei-
betrages für die berufsbedingte Beschäftigung einer 
Hausgehilfin bei beiderseits erwerbstätigen Eltern 
hinweisen. Diese Entscheidung gibt Veranlassung, 
auch die einkommensteuerrechtliche Behandlung 
von Kosten für die aus beruflichen Gründen erfor-
derliche (auswärtige) Betreuung von Kindern zu 
prüfen. Dies wird geschehen. 

2. Der Ausfall an Steuereinnahmen läßt sich zur 
Zeit nicht schätzen, da noch nicht abzusehen ist, zu 
welchen Ergebnissen die Prüfung führen wird. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Fragen A 34 und 35): 

Welche finanzielle Auswirkung hätte die von der  Korn-
mission  geplante Aussetzung der Intervention für Magermilch-
pulver auf den Milchpreis der deutschen Bauern, und welche 
Folgerungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Teilt die Bundesregierung die in dieser Frage von der Korn-
mission dargelegte Begründung, und falls nein, wird die Bun-
desregierung ihre Zustimmung zu einer solchen Maßnahme ver-
weigern? 

Die EG-Kommission hat vorgeschlagen, die Inter-
vention für Magermilchpulver vom 1. Oktober bis 
zum Ende des Milchwirtschaftsjahres auszusetzen. 
Dieser vor kurzem unterbreitete Vorschlag ist Teil 
des Gesamtvorschlags für die Festsetzung der 
Marktordnungspreise des Wirtschaftsjahres 1978/79 
einschließlich flankierender Maßnahmen. Er kann 
daher nicht losgelöst von den übrigen Elementen 
gesehen werden. Auf Grund dieser Sachlage und im 

Interesse der Wahrung der deutschen Verhand-
lungsposition hält die Bundesregierung zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt eine öffentliche Bewertung die-
ses Vorschlags — wie auch aller anderen Elemente 
des Kommissionsvorschlages - für nicht dienlich. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Franke (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Fragen A 38 und 39): 

Wie hoch sind die Fremdleistungen der gesetzlichen Renten-
versicherung im Jahre 1974, 1975, 1976 und 1977 anzusetzen, 
wenn man Ersatz-, Ausfall- und Zurechnungszeiten, Kinderzu-
schüsse, Renten an DDR-Flüchtlinge, Renten an Zuwendungen 
von alten Menschen aus der DDR und aus anderen Ostgebieten 
sowie Polenrenten als Fremdleistungen definiert, und in wel-
chem Verhältnis stehen Fremdleistungen und Bundeszuschüsse? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die zunehmende Ver-
wischung von Arbeitsmarktrisiko und Alterssicherungsrisiko 
durch frühzeitige Verrentung mit Hilfe von Sozialplänen der 
Unternehmen und auf Grund höchstrichterlicher Entscheidungen 
(BU- und EU-Renten bei verschlossenem Arbeitsmarkt), und was 
gedenkt die Bundesregierung gegen die zunehmende Verlage-
rung wirtschaftspolitischer Risiken auf die Sozialversicherungs-
träger zu unternehmen? 

Auf Grund der vorhandenen Statistiken und der 
Ergebnisse der Abrechnungen der Rentenversiche-
rungsträger ist es nicht möglich, die von Ihnen als 
„Fremdleistungen" bezeichneten Leistungen der ge-
setzlichen Rentenversicherungen zu quantifizieren. 
Unabhängig davon würde ich es für bedenklich hal-
ten, diese pauschal als „Fremdleistungen" zu be-
zeichnen, deren Finanzierung nicht der gesetzli-
chen Rehtenversicherungs obliegt. Vielmehr ist eine 
differenzierte Betrachtung geboten. Z. B. kann mei-
nes Erachtens kein Zweifel daran bestehen, daß 
die Anrechnung von Zurechnungszeiten zu den ver-
sicherungsmäßigen Risiken der gesetzlichen Renten-
versicherung gehört. Was die Leistungen auf 
Grund des Fremdrentengesetzes betrifft, so ist 
hierbei zu berücksichtigen, daß diese Leistungen im 
wesentlichen durch Beiträge der aktiven Vertrie-
benen und Flüchtlinge sowie ihrer Nachkommen 
mitfinanziert werden. Diese Erwägung war seiner-
zeit ausschlaggebend dafür, daß Ihre Fraktion bei 
der Neuregelung des Fremdrentenrechts (FANG) 
sich gegen eine Erhöhung des Bundeszuschusses 
ausgesprochen hat. 

Wie Sie wissen, ist die Bundesregierung bestrebt, 
die gesetzliche Rentenversicherung von Risiken zu 
befreien, die von der Sache her anderen Stellen, 
insbesondere anderen Sozialleistungsträgern oblie-
gen. So wurde z. B. im 20. Rentenanpassungsgesetz 
die Beitragspflicht für Leistungsempfänger der Bun-
desanstalt für Arbeit eingeführt und die gesetzliche 
Rentenversicherung insoweit von der Anrechnung 
beitragsloser Ausfallzeiten entlastet. Außerdem 
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wurde die berufliche Rehabilitation zu einem Teil 
von der Rentenversicherung auf die Bundesanstalt 
für Arbeit übertragen. 

Darüber hinaus erstattet künftig der Bund der ge-
setzlichen Rentenversicherung die Aufwendungen 
für Kinderzuschüsse in Höhe des Kindergeldes. 

Dem Ziele der funktionsgerechten Risikoabgren-
zung dient auch die im Entwurf des 21. Rentenan-
passungsgesetzes für die Zeit ab 1982 vorgesehene 
Neuregelung der Krankenversicherung der Rent-
ner. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 

Die Bundesregierung tritt für eine klare Abgren

-

zung der von den einzelnen Sozialleistungsberei-
chen zu tragenden Risiken ein. Besonders sichtba-
ren Ausdruck hat dieses Bestreben durch Regelun-
gen im 20. Rentenanpassungsgesetz gefunden. Für 
den von Ihnen angesprochenen Problemkreis sind 
vor allem die im Zusammenhang mit Ihrer 1. Frage 
bereits angesprochenen Regelungen von Bedeutung, 
wonach künftig die Bundesanstalt für Arbeit für 
ihre Leistungsempfänger Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung zu zahlen hat. Durch diese Re-
gelung wird die Finanzlage der gesetzlichen Ren-
tenversicherung von der Arbeitsmarktlage unab-
hängiger. 

Die Auswirkungen der , Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichts zur Beurteilung der Berufsunfähig-
keit und Erwerbsunfähigkeit bei Personen, die in-
folge einer Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit nicht 
mehr vollschichtig tätig sein können, werden von 
der Bundesregierung sorgfältig beobachtet. Über 
das Ergebnis dieser Beobachtungen hat sie im Ren-
tenanpassungsbericht 1978 (vgl. BT-Drucksache 
8/1615 S. 47/48) berichtet. Im Entwurf des 21. Ren-
tenanpassungsgesetzes wird hierzu eine Regelung 
vorgeschlagen, die nach Auffassung der Bundesre-
gierung geeignet ist, die besondere Verantwortung 
der Bundesanstalt für Arbeit für den hier in Rede 
stehenden Personenkreis zu betonen und einer Ver-
wischung der Risikobereiche von Rentenversiche-
rung und Bundesanstalt für Arbeit entgegenzuwir-
ken. Nach dieser Regelung soll künftig unter be-
stimmtenVoraussetzungen eine Rente wegen Berufs-
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit, die mit einem 
Arbeitslosengeld zusammentrifft, bis zur Höhe des 
Arbeitslosengeldes ruhen. Insoweit entfällt künftig 
die bisherige Regelung über das Ruhen des Arbeits-
losengeldes. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann im 
übrigen von einer „zunehmenden Verlagerung 
wirtschaftspolitischer Risiken auf die- Soziallei-
stungsträger", wie Sie sich ausdrücken, nicht ge-
sprochen werden. Auswirkungen einer veränderten 
gesamtwirtschaftlichen Lage auf die Sozialleistungs-
träger werden sich aus der Natur der Sache niemals 

ganz vermeiden lassen. Das gilt in besonderem 
Maße für die Bundesanstalt für Arbeit, aber auch 
für die gesetzliche Rentenversicherung, hier zum 
Beispiel auch deshalb, weil die Anzahl der Ren-
ten wegen vorzeitiger Invalidität und der Alters-
ruhegelder in Zeiten eines verlangsamten Wirt-
schaftswachstums aus Gründen, die im einzelnen 
darzulegen sich hier erübrigt, erfahrungsgemäß zu-
nimmt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Heyenn (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Fragen A 40 und 41) : 

Für wieviel angebotene bzw. beantragte neue Zivildienstplätze 
ist seit dem 15. Dezember 1977 die Anerkennung verweigert 
worden, und wieviel davon sind mit der Begründung abgelehnt 
worden, eine geschlossene Unterbringungsmöglichkeit sei nicht 
vorhanden? 

Hält die Bundesregierung Ablehnungen nur auf Grund einer 
fehlenden Unterbringungsmöglichkeit angesichts des bestehenden 
Defizits an Zivildienstplätzen für eine der Gesamtsituation und 
dem Problem der Wehrgerechtigkeit gerecht werdende Lösung? 

Vom 15. Dezember 1977 an sind 290 Anträge auf 
Anerkennung von Zivildienststellen mit 1 070 Zivil-
dienstplätzen gestellt worden. Von den beantragten 
Plätze sind lediglich 128 wegen fehlender Unterbrin-
gungsmöglichkeiten abgelehnt worden. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 

Die Bundesregierung ist bemüht, jedem verfüg-
baren Zivildienstpflichtigen einen geeigneten Zivil-
dienstplatz zur Verfügung zu stellen. Sie verfolgt 
dabei auch das Ziel, Wehrdienst und Zivildienst zu 
möglichst gleichwertigen und gleich belastenden 
Diensten auszugestalten. In diesem Zusammenhang 
sind die Bemühungen der Bundesregierung zu sehen, 
auch die Zahl der Zivildienstplätze mit Unterbrin-
gungsmöglichkeiten zu erhöhen. Dabei ist zu beach-
ten, daß sich die Notwendigkeit der auswärtigen 
Unterbringung in bestimmten Regionen dort viel-
fach aus dem mangelnden Angebot von Zivildienst-
leistenden in diesen Gebieten ergibt. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen 
A 44 und 45) : 
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Ist der Bundesregierung bekannt, welche volkswirtschaftlichen 
Verluste durch den Arbeitskampf im Bereich der Zeitungs-
druckereien bis jetzt entstanden sind? 

Aus welchen Gründen werden Spätaussiedlern geringere Ar-
beitslosenunterstützungen dann gewährt, wenn Zeugnisse und 
Befähigungsnachweise von den zuständigen Behörden zunächst 
nicht anerkannt werden? 

Zu Frage A 44: 

Der Bundesregierung liegen keine Erhebungen 
oder sonstwie auf Fakten gestützte Erkenntnisse 
darüber vor, welche wirtschaftlichen Auswirkungen 
der derzeitige Arbeitskampf im Bereich des Druck-
gewerbes bisher verursacht hat. Es wird auch kaum 
möglich sein, die von Ihnen erfragten Folgen auch 
nur halbwegs sicher zu schätzen. Ich muß Ihre Frage 
daher mit „Nein" beantworten. 

Zu Frage A 45: 

Die Arbeitslosenversicherung ersetzt teilweise den 
Lohn, den der Arbeitslose bei Aufnahme einer Be-
schäftigung verdienen könnte. Darf ein Aussiedler 
die von ihm angestrebte berufliche Tätigkeit nicht 
aufnehmen, weil seine Zeugnisse und Befähigungs-
nachweise noch nicht anerkannt sind, so kann diese 
Tätigkeit bei der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
nicht berücksichtigt werden. Nach der Anerken-
nung der Zeugnisse und Befähigungsnachweise wird 
jedoch dem Arbeitslosen das höhere Arbeitslosen-
geld bewilligt. 

 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Meininghaus (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Frage A 46) : 

Sind die in einem Artikel in der Wochenzeitung des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds „Welt der Arbeit" vom 23. Februar 1978 
mit der Überschrift „Ein Sieg der Falken — bei den Zahn-
ärzten geben die Scharfmacher jetzt den Ton an" aufgeworfenen 
Fragen, wonach sich die Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein 
nicht der bundeseinheitlichen Honorarempfehlungsvereinbarung 
angeschlossen hat, wodurch jeder Zahnarzt zu seinem durch-
schnittlichen Jahreseinkommen von 220 000 DM ein weiteres 
Plus von 30 000 DM beschert wird, der Bundesregierung be-
kannt, und erhebt sich damit nicht der Verdacht, daß am 
17. März 1978 die Freiwilligkeit der Vereinbarungen in der 
„Konzertierten Aktion für das Gesundheitswesen" unterlaufen 
werden soll, und welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung gegebenenfalls aus dieser Entscheidung? 

Die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen hat 
bis zum 31. März eines jeden Jahres eine Empfeh-
lung auch über die angemessene Veränderung der 
Gesamtvergütungen abzugeben. Gemeint sind damit 
die für die kassenärztlichen und kassenzahnärzt-
lichen Leistungen auf Landesebene von den Kran-
kenkassen zu entrichtenden Vergütungen. Eine der-
artige Empfehlung ist, wenn ihr die Vertreter der 

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung und 
der Kassenärzte bzw. der Kassenzahnärzte in der 
Konzertierten Aktion zugestimmt haben, bei den 
Vereinbarungen auf Landesebene angemessen zu 
berücksichtigen. Dasselbe gilt für Empfehlungen der 
Spitzenorganisationen der Krankenkassen und der 
Kassenärzte bzw. Kassenzahnärzte auf Bundesebene. 
Diese müssen abgegeben werden, wenn keine oder 
keine von den erwähnten Beteiligten getragene ent-
sprechende Empfehlung der Konzertierten Aktion 
zustande kommt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Be-
teiligten in der Konzertierten Aktion sowie auf 
Bundes- und Landesebene ihren gesetzlichen Ver-
pflichtungen nachkommen. Sie hat keine Veranlas-
sung, aus dem von Ihnen durch Bezugnahme auf 
einen Artikel in der „Welt der Arbeit" angespro-
chenen Vorgang bei der Kassenzahnärztlichen Ver-
einigung Nordrhein sowie aus der Neubesetzung des 
Vorstandes der Kassenzahnärztlichen Bundesver-
einigung einen anderen Schluß zu ziehen. 

Anlage 12  

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Wüster (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Fragen A 47 und 48) : 

Trifft die Behauptung des Verbands der Heimkehrer, Kriegs-
gefangenen und Vermißtenangehörigen Deutschlands e. V. zu, das 
21. Rentenanpassungsgesetz würde Zehntausende von Heimkeh-
rer-Rentner doppelt benachteiligen, denen bereits durch lange 
wehrdienst-, kriegs- und gefangenschaftsbedingte Ersatzzeiten in 
der Rentenversicherung Nachteile in Höhe der Rentenbemessung 
entstanden sind oder noch entstehen, und wenn ja, welche Folge-
rungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Zeiten des mili-
tärischen oder militärähnlichen Dienstes und der Kriegsgefangen-
schaft sowie Zeiten einer anschließenden Krankheit oder unver-
schuldeten Arbeitslosigkeit bei der Rentenberechnung unter den 
im Gesetz bestimmten Voraussetzungen als Ersatzzeiten ange-
rechnet werden, infolgedessen die Anrechnung der Ersatzzeiten 
grundsätzlich sich wie Beitragszeiten auswirken und Ersatzzeiten 
auch zur Erfüllung der Wartezeiten angerechnet werden und 
ihre Anrechnung ebenso zu einer Rentensteigerung führt, da 
Ersatzzeiten auch grundsätzlich mit dem Durchschnitt aus allen 
Beitragszeiten vor 1965 bewertet werden? 

Zu Frage A 47: 

Die von Ihnen wiedergegebene Behauptung des 
Verbandes der Heimkehrer, Kriegsgefangenen und 
Vermißtenangehörigen Deutschlands e. V. ist nicht 
zutreffend. Der Entwurf des 21. Rentenanpassungs-
gesetzes sieht vor, daß die Renten zum 1. Januar 
1979 um 4,5 v. H. und zum 1. Januar 1980 und zum 
1. Januar 1981 jeweils um 4 v. H. erhöht werden. 
Diese Rentenerhöhungen kommen auch den ehe-
maligen Kriegsteilnehmern und Kriegsgefangenen 
zugute. Von einer Benachteiligung dieser Personen 
durch das 21. Rentenanpassungsgesetz kann keine 
Rede sein. 
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Zu Frage A 48: 

Die Bundesregierung kann den Inhalt Ihrer Frage 
nur bestätigen. Es ist in der Tat so, daß Personen, 
die Kriegsdienst geleistet und sich in Kriegsgefan-
genschaft befunden haben, in ihrer Alterssicherung 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung grundsätz-
lich nicht benachteiligt sind. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Ziegler (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage A 49) : 

Wie nimmt die Bundesregierung zur Straflosigkeit von Wahl-
fälschungen bei Wahlen nach dein Betriebsverfassungsgesetz 
Stellung, teilt sie insbesondere die Auffassung, daß das Straf-
recht insofern eine Lücke aufweist, und wird die Bundesregie-
rung den gesetzgebenden Körperschaften einen Entwurf für die 
Schließung dieser Lücke zuleiten? 

Anlaß Ihrer Frage sind offenbar Zeitungsberichte 
über den Freispruch von Arbeitnehmern, die ange-
klagt waren, bei Betriebsratswahlen Wahlzettel un-
gültig gemacht zu haben. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, Wahl-
fälschungen bei Betriebsratswahlen seien infolge 
einer Gesetzeslücke nicht strafbar. Es ist zwar 
richtig, daß die Wahlschutzvorschriften des Strafge-
setzbuches auf Wahlfälschungen bei Betriebsrats-
wahlen keine Anwendung finden; sie gelten insbe-
sondere für Wahlen zu den Volksvertretungen. 

Die einschlägige Strafvorschrift enthält jedoch das 
Betriebsverfassungsgesetz, nämlich in § 119. Hier-
nach ist es jedermann untersagt, die Wahl des Be-
triebsrats in irgendeiner Form zu behindern oder in 
unzulässiger Weise zu beeinflussen. Als Hauptfall 
einer Wahlbehinderung nennt das Betriebsverfas-
sungsgesetz u. a. die Beschränkung eines Arbeit-
nehmers in der Ausübung seines aktiven und pas-
siven Wahlrechts. Es ist bisher in der Rechtswissen-
schaft unwidersprochen geblieben, daß derjenige, 
der durch Manipulation den Wahlzettel von Arbeit-
nehmern verfälscht oder ungültig macht, diese Ar-
beitnehmer an einer gültigen Stimmabgabe hindert 
und in strafbarer Weise in den Wahlvorgang ein-
greift. Diese Tat kann mit einer Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe geahndet wer-
den. Eine Gesetzeslücke besteht also insoweit nicht. 
Dem steht auch nicht der erwähnte Freispruch ent-
gegen. Die Angeklagten sind nämlich freigesprochen 
worden, weil ihnen die zur Last gelegte Tat nach 
Auskunft des Gerichts nicht nachgewiesen werden 
konnte. 

Anlage 14 

Antwort 

.des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Möllemann 
(FDP) (Drucksache 8/1612 Fragen A 69 und 70) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, weiterhin im Zweijahres

-

abstand ein Weißbuch zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land und zur Entwicklung der Bundeswehr und ebenfalls ein 
neues Weißbuch zur zivilen Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland herauszugeben? 

Ist daran gedacht, wegen des engen 'Zusammenhangs von 
Fragen der Innen-, Außen- und Sicherheitspolitik, ein gemein-
sames Weißbuch zur Gesamtverteidigung durch die betroffenen 
Ressorts oder durch eine interministerielle Arbeitsgruppe er-
stellen zu lassen und dadurch die Voraussetzung zur umfassenden 
Information einer breiten Öffentlichkeit über sicherheitspoli-
tische Fragen zu schaffen? 

Die Bundesregierung wird das Parlament und die 
Bürger auch zukünftig durch die Herausgabe von 
Weißbüchern über ihre Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik einschließlich der zivilen Verteidigung 
informieren. Die Bundesregierung macht den Er-
scheinungstermin eines Weißbuches jedoch von poli-
tischen Überlegungen abhängig, nicht aber von 
einem bloß formalen zeitlichen Kriterium. 

Im Weißbuch zur Sicherheits- und Verteidigungs-
politik der Bundesregierung 1975/76 sind die viel-
fältigen Abhängigkeiten erfolgreicher Sicherheits-
politik von Fragen der Außen-, Wirtschafts- und Ge-
sellschaftspolitik ausführlich dargelegt worden. Das 
ist bei den Beratungen des Weißbuches von allen 
Parteien dieses Hohen Hauses besonders hervorge-
hoben und gewürdigt worden. Über den amtlichen 
Charakter eines Weißbuches wird jeweils zum ge-
eigneten Zeitpunkt zu entscheiden sein. In diesem 
Zusammenhang ist dann auch über die Darstellung 
der Gesichtspunkte der Gesamtverteidigung zu be-
finden. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow • auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Pawelczyk 
(SPD) (Drucksache 8/1612 Frage A 71): 

Trifft es zù, daß die Bundesregierung beabsichtigt, die Kosten-
pauschalen für die Ausstattung von Unteroffizier- und Öffizier-
heimen zu erhöhen? 

Die Notwendigkeit einer Anpassung der Kosten-
pauschalen an die Preisentwicklung, die für den 
Abnehmer Bundeswehr über längere Zeit relativ 
stabil war, wird laufend geprüft. 

Für die Öffizierheime wurde die letzte Anpassung 
1967, für die Unteroffizierheime 1970 vorgenommen. 
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Eine Erhöhung wird voraussichtlich in diesem Jahr 
erforderlich werden. 

Das Ausmaß wird auch von dem Ergebnis der vor-
gesehenen Harmonisierung der Kostenpauschalen 
für beide Heimarten abhängen. 

Bisher richteten sich die Pauschalen bei Offizier-
heimen im wesentlichen nach der Zahl der Heim-
berechtigten, bei Unteroffizierheimen nach der zur 
Verfügung stehenden Fläche. Dies konnte zu nicht 
gerechtfertigten ,Unterschieden führen. Die Unter-
suchungen über Art und Umfang der Harmonisie-
rung sind vor einigen Monaten angelaufen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Müller (Nordenham) (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Frage A 75) : 

Sieht die Bundesregierung in der Einführung von Ballast-
tanks und/oder Doppelwänden in Tankschiffen eine Möglichkeit, 

die Sicherheit auf den Meeren und an den Küsten zu erhöhen, 
und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Auf Beschluß der IMCO (Inter-Governmental Ma-
ritem Consultative Organisation)-Konferenz über 
Tankersicherheit und maritimen Umweltschutz sollen 
auf Tankern separate Ballasttanks in schutzbieten-
der Anordnung (Doppelwände) vorgesehen werden. 

Dadurch werden das Risiko von Ölverschmutzun-
gen nach Tankerunfällen sowie das Ablassen öl-
haltigen Ballastwassers vermieden. 

Die Sicherheit auf den Meeren und der Schutz der 
Küsten wird über die schon bestehenden internatio-
nalen Vorschriften hinaus durch die jüngst beschlos-
senen Maßnahmen erhöht. 

Zum Inkrafttreten dieser Vorschriften ist jedoch 
die Ratifizierung des Abkommens durch mindestens 
15 Staaten mit mehr als 50 v. H. der Tonnage not-
wendig. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Ewen (SPD) (Drucksache 
8/1612 Frage A 76): 

Wieviel Aufgriffe von Seeschiffen, deren Sicherheitsstandard 
den gegenwärtigen Vorschriften nicht entsprechen, hat es im 
Jahre 1977 nach dem Wissensstand der Bundesregierung ge-
geben? 

Insgesamt wurde 14 Schiffen wegen Verstoßes 
gegen Vorschriften des Internationalen Schiffssicher-
heitsvertrages von 1960 Auslaufverbot erteilt. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Grobecker (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Frage A 77) : 

Wird die Bundesregierung notfalls Initiativen auf der Ebene 
der EG unterstützen, Tankern mit minderem Sicherheitsstandard 
das Anlaufen europäischer Häfen und Gewässer zu verbieten? 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen der EG 
nachdrücklich für die Vorbereitung von Maßnahmen 
gegen unternormige Handelsschiffe ausgesprochen. 
Diese Bemühungen umfassen insbesondere auch 
Tankschiffe. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Dollinger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen A 80 und 81) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Fahrzeughalter, um 
die Erlaubnis zum Betrieb einer Pkw-Anhängerkupplung zu er-
halten, diese zunächst vom TÜV abnehmen und im Kraftfahr-
zeugbrief eintragen lassen muß für eine Gebühr von 33,92 DM, 
und daß er anschließend für die Umschreibung der Eintragung 
vom Kraftfahrzeugbrief in den Kraftfahrzeugschein (ein Buch-
stabe und vier Ziffern) beim Straßenverkehrsamt nochmals 12 DM 
zu zahlen hat, womit sich die Kosten, ohne den unzumutbaren 
Zeitaufwand, auf insgesamt 45,92 DM belaufen, während eine 
vollständige TUV-Überprüfung, die eine doppelte Prüfzeit in 
Anspruch nimmt, nur 26,50 DM kostet, und wenn ja, welche 
Folgerungen zieht sie daraus? 

Sieht die Bundesregierung hier eine Möglichkeit, öffentlichen 
Bürokratismus abzubauen und einen öffentlichen Beitrag zur 
Kostendämpfung zu leisten, und wenn ja, in welcher Weise? 

Zu Frage A 80: 

Die Gebühren für Prüfungen auf Grund des § 29 
StVZO (sog. TÜV-Untersuchung) und für Teilprüfun-
gen bei Ein- und Anbau von Fahrzeugteilen (z. B. 
Anhängerkupplung) sind in Nr. 414 der Gebühren-
ordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr gere-
gelt. Die Gebühr für eine Untersuchung nach § 29 
StVZO beträgt DM 22,—, zusätzlich DM 2,50 für 
Abgasprüfung und DM 0,50 für Zuteilung der Pla-
kette; hinzu kommt die Mehrwertsteuer. 

Die Gebühr für Teilprüfung bei Ein- und Anbau 
von Fahrzeugteilen richtet sich nach dem Umfang 
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dieser Prüfung. Sie beträgt für die Klasse der Pkw: 
DM 10,— einfache Prüfung, DM 16,— mittlere Prü-
fung, DM 32,— umfangreiche Prüfung. Um welche 
Art von Prüfung es sich handelt, richtet sich nach 
dem jeweiligen Einzelfall und ist durch den betref-
fenden Sachverständigen zu beurteilen. In dem Fal-
le. der Ihnen Anlaß zu Ihrer Frage war, lag eine 
offensichtlich umfangreiche Prüfung vor. 

Die Gebühr, die das Straßenverkehrsamt erhebt, 
ist nicht etwa nur Entgelt für die Eintragung einiger 
Buchstaben und Ziffern in die Fahrzeugpapiere; sie 
wird vielmehr für die Erteilung einer neuen Be-

triebserlaubnis (nach § 1 .9 Abs. 2 StVZO) erhoben, 
bei der alle tatsächlichen und rechtlichen Aspekte 
vom Straßenverkehrsamt zu prüfen sind. 

Zu Frage A 81: 

Die Festlegung der Gebühren für die Tätigkeit der 
TÜV-Sachverständigen und der Straßenverkehrs-
ämter richtet sich nach dem entstehenden Aufwand 
(Kostendeckungsprinzip) . 

Von einem „Bürokratismus" kann insoweit nicht 
die Rede sein. 
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